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ceererre nene D E er
Chriſtliche Wauern.

Von dem unlängſt verſtorbenen Dr. Sigl- München erzählt
man ſich als Anekdote folgende Steigerungsgrade ſeiner „Wild-
heit“: Wenn er von einem Preußen ſprach, wurde er wild;
ſprach er von einem Juden, ſo wurde er wilder; war aber
die Rede von einem preußiſchen Juden, ſo wurde er am
wildeſten. Eine ähnliche Steigerung, der jedoch nichts Anek-
dotenmäßiges anhaftet, ſondern die ſich auf nackte Thatſachen
ſtützt, kann mit den Begriffen Chriſten und Agrarier vor-
genommen werden: Die Chriſten man denke an Stöcker
und Konſorten ſind unverſchämt in ihren Forderungen;
die Agrarier ſind unverſchämter; aber am unverſchämteſten
ſind die chriſtlichen Agrarier.

Schon vor Weihnachten reichte die „Vereinigung der chriſt-
lichen deutſchen Bauernvereine“ beim Reichstage eine Denkſchrift
ein, welche den freilich völlig mißlungenen Verſuch machte, die
Einwände zu zerſtreuen, die gegen den Brotwucher zu erheben
ſind. Ueber allgemeine Redensarten und beweisloſe Beiſpiele
kam die Denkfſchrift nicht hinaus, die nur auf jeder Seite un-
unterbrochen beteuerte, die Bauern müßten zu Grunde gehen,
wenn ihnen nicht durch die Zollvorlage ein genügender „Schutz“
zu teil werde. Jetzt haben nun dieſe chriſtlichen Bauern
eine neue Eingabe an den Reichstag gerichtet, in welcher ſie
mit ihren formulierten Zollwünſchen ans Tageslicht rücken.
Der Vereinigung der chriſtlichen Bauern gehören an der
badiſche Bauernverein, der baieriſche Bauernverein, der elſaß-
lothringiſche, der heſſiſche, der naſſauiſche, der oſt und weſtpreußiſche, der rheiniſche, der ſchleſiſche der trieriſche und der

weſtfäliſche Bauernverein. Man ſieht, es giebt „ſchriſtliche
Bauern“ die ſchwere Menge. Sie ſelbſt geben ihre Zahl auf
220 000 on un

„erwarten von der Einſicht und der Gerechtigkeits-
liebe der Vertreter des Volkes eine kräftige Abhilfe
ihrer traurigen Notlage“.

Die Gerechtigkeitsliebe ſoll angekitzelt werden durch einige
Spezialrechnungen über Ertrag und Erlös einzelner Landwirt-
ſchaftsbetriebe. Das Ergebnis iſt natürlich, daß der chriſtliche
Bauer an jedem Morgen zwei bis vier Mark jährlich zuſetzt.
Mit geradezu verblüffender Ungeniertheit werden die Ausgaben
willkürlich in die Höhe geſchraubt und die Einnahmen gekürzt,
ſo daß es wahrlich kein Kunſtſtück iſt, zur fettgedruckten End-
ziffer der Mindereinnahme zu gelangen. So werden die Aus-
gaben pro Morgen Roggen auf 101 Mark berechnet, worunter
ſich 36 Mark für Ausfahren und Ausbreiten von ſechs Fuhren
Stall dung und 25 Mark für Fracht und Steuern befinden,
zwei Poſten, die lächerlich hoch angeſetzt ſind. Als Erlös wer-
den nur 9 Zentner Roggen für 58.60 Mark in Rechnung ge-
ſtellt, alſo eine um drei Zentner zu geringe Erntemenge und
zu einem um 50 Pfennig zu niedrigen Zentnerpreiſe. Mit Hilfe
eines ſolchen Einmaleins iſt es natürlich nicht ſchwer, einen
Mindererlös auszurechnen.

Jn dieſer Tonart geht der „ziffernmäßige Beweis“ für die
Notlage der Landwirtſchaft weiter, bis die chriſtlichen Bauern
ſchließlich in einer Tabelle ihre Zollwünſche zum Niederſchlag

bringen. Zur Kennzeichnung ihrer chriſtlichen Beſcheidenheit
und Bruderliebe ſeien einige der Zollſätze herausgegriffen. Sie
fordern auf den Doppelzentner

jetziger chriſtlicher
Zoll Bauern-Zoll

Roggen 3.50 M. 9.00 M.Weizen 3.50 900Gerſte 200 17.50Hafer 280 7.50Kartoffeln vom 15. Februar bis

31. Juli frei 20.00Zuckerrüben frei 1.00Zuckerrüben (getrocknet) frei 3.00
Tabak 85.00 150.00Hopfen 14.00 100.00Kohl, Zwiebeln c. frei 8.00Salat, Radieschen c. frei 60.00
Erbſen, Bohnen c. 400 70.00Blumenzwiebeln, Reben frei 6000
friſche Blumen frei 120.00Desgleichen vom 1. Februar bis

30. November frei 500.00Aepfel, Birnen, friſch frei 3.50Desgleichen, verpackt frei 20.00
Erdbeeren frei 100.00Weintrauben 4.00 100.00Gerbſtoffextrakte frei 6000
Hanf und Flachs frei 7.00Milch frei 4.00Rahm frei 20.00Butter 16.00 40.00Käſe 15.00 40.00Bzwig frei 80.00Bienenwachs frei 30.00

Auch für lebendes Vieh fordern die chriſtlichen Bauern außer
ordentliche Zollſätze, ſo auf Schweine pro Doppelzentner 25
Mark, für Federvieh 20 M., für Ochſen 20 M. und den gleichen
Satz für Jungvieh, Ferſen, Kühe, Bullen.

Wenn die chriſtlichen Bauern eine derartige unerhörte Aus-
wucherung des nichtbäuerlichen Volkes geſetzlich feſtlegen wollen,
ſo möchten wir ſchon wiſſen, was die unchriſtlichen Bauern
verlangen. Die ganze Rückſtändigkeit der bäuerlichen Anſchau-
ung in volkswirtſchaftlichen Fragen kommt in den maßloſen
Zollſätzen zum Ausdruck. Die Leute bedenken gar nicht, daß
dieſe hohen Zollſätze, wenn die Regierung ſie gewähren
wollte und könnte, ſchließlich an den Bauern ſelbſt rächen
müßten, da die nichtbäuerliche Bevölkerung die Auswucherung
nicht ertragen könnte und den Verbrauch an landwirtſchaft
lichen Produkten aufs äußerſte einſchränken müßte.

Der Kampf gegen den Zolltarif iſt in letzter Linie der
Kampf gegen die volkswirtſchaftliche Einſichtsloſigkeit der Leute
und zwar der chriſtlichen wie der unchriſtlichen.

Tagesgeſchichte.
Halle 3. Februar.

Deutſcher Reichstag.
Der Reichstag ſetzte am Sonnabend die Beratung der ein-

zelnen Poſitionen im Etat des Reichsamts des Jnnern fort.

er S en
Naturgemäß berührte die Debatte dabei hunderterlei Einzel
heiten je nach dem Etatstitel, der gerade zur Verhandlung kam
So wurde geſprochen über den Beitritt des Reichs zur inter-
nationalen Vereinbarung zum Schutze des gewerblichen Eigen-
tums, über die Förderung der Seefiſcherei durch ein internatio-
nales Abkommen über Schonreviere und Schonzeit, über die
Bekämpfung der Reblaus, über den Umtauſch nicht verbrauchter
Jnvaliditätsmarken, über eine internationale Statiſtik des Ge-
treidemarktes, über die Zuſtände in den Zwiſchendecks der Aus
wandererdampfer uſw. Den breiteſten Raum in der Diskuſſion
nahmen die Schulverhältniſſe in Mecklenburg in Anſpruch, die
Genoſſe Dr. Herzfeld bei der Reichsſchulkommiſſion zur
Sprache brachte. Er gab ein eindringliches Bild des unwür-
digen Zuſtandes, in dem ſich die Lehrer unter der Herrſchaft
der Rittergutsbeſitzer befinden. Die hochgeborenen Herren be-
trachten die Kinder der Tagelöhner vom achten Lebensjahre ab
als ihre Kulis, die auf dem Felde arbeiten müſſen, ſtatt in der
Schule etwas zu lernen. Energiſch forderte unſer Genoſſe vom
Reich, daß es Mindeſtbedingungen aufzuſtellen habe, die in
allen Volksſchulen der Einzelſtaaten zu erfüllen ſind.

Graf Poſadowskhy verhielt ſich ablehnend; die Reichs-
ſchulkommiſſion könne bei ihren beſchränkten Kompetenzen nicht
eingreifen, und von einer Verfaſſungsänderung, die die Rege-
lung des Volksſchulweſens dem Reiche übertrage, würden die
Einzelregierungen nichts wiſſen wollen. Der freiſinnige Ab-
geordnete Dr. Müller-Sagan riet zu einer „bundesfreund-
lichen“ Einwirkung des Reichskanzlers auf Mecklenburg, die
beim Toleranzantrage des Zentrums Wunder gewirkt habe.
Aber für die Schule wird natürlich nicht geſchehen, was für
die Kirche bereitwillig gethan worden iſt. An der allge-meinen Debatte über nectenburg, die ſich nun entſpann, be

eiligten ſich die Abgg. Eickhoff, Dr. Pachnicke, Kirſch und
Dr. Oertel, ſo daß der Vizepräſident Büſing, auch ein Mecklen-
burger, ſchließlich bitten mußte, ſich nicht zu ſehr mit Mecklen
burg zu beſchäftigen. Das vertragen eben die dortigen Zu-
ſtände nicht. Beim Reichs geſundheitsamt fordert Abg.
Lenzmann (Freiſ. Vp.) größeren Schutz für die Jrren. Graf
Poſadowsky ſagte Erwägungen zu. Unſer Genoſſe Antrick
ſetzte ſchließlich ſeinen im vorigen Jahre begangenen Kampf
gegen die Mißſtände in den Krankenhäuſern in einer wirkungs-
vollen Rede fort.

Am Montag wird die Debatte fortgeſetzt.

Preußiſcher Landtag.
Das Abgeordnetenhaus beſchäftigte ſich am Sonnabend

nach debatteloſer Erledigung einiger kleiner Vorlagen zunächſt
mit dem Geſetzentwurf gegen die Verunſtaltung landſchaftlich
hervorragender Gegenden durch Reklameſchilder, Plakate c.
Während mit der Tendenz der Vorlage alle Redner einver-
ſtanden waren, machten gegen den. Wortlaut des Geſetzentwurfs
mehrere Zentrumsabgeordnete erhebliche Einwendungen geltend.
Jn der Kommiſſion ſoll verſucht werden, eine Verſtändigung
über die Faſſung des Entwurfes herbeizuführen.

Därauf wurde die Beratung des landwirtſchaftlichen Etats
fortgeſetzt. Die Diskuſſion, in der eine Menge von Einzel-
heiten zur Sprache kamen, plätſcherte zunächſt ruhig dahin.
Auf Beſchwerden des konſervativen Abgeordneten Ring wegen
der Vieheinfuhr aus Oeſterreich Ungarn nach Baiern ant

8) Nachdruck verboten.
Lotti, die Ahrmacherin.

Erzählung von Marie von Ebner-Eſchenbach.

Jetzt trat von allen arſe die während dieſes Geſprächs
gemacht wurden, die längſte ein. Still war's im Zimmer,
nichts hörbar, als das Ticken der vielen Uhren und endlich ein
tiefer Seufzer aus Gottfrieds Bruſt.

Lotti erhob den Blick und ſah trotz des feuchten Schleiers,
der ſich vor ihre Augen gelegt hatte, den Ausdruck leidvoller
Enttäuſchung in ſeinen Zügen.

„Was iſt Dir, Gottfried ſprach ſie.
„Du hörſt mich nicht an,“ entgegnete er unmutig.
Sie nahm ſich mit Gewalt zuſammen „Doch, ich habe alles

gehört.“
„Haſt Du Wirklich? und haſt nichts einzuwenden

Es iſt Dir recht Du weißt
„Es iſt mir recht, gewiß. Aber wenn Du, Lieber, auf Dein

Schild auch nur G. Feßler hätteſt ſchreiben laſſen, für uns
hätte es dennoch und immer „Geſchwiſter Feßler' bedeutet.“

„Geſchwiſter ſo ja, Geſchwiſter,“ murmelte er und
zögerte, die Hand anzunehmen, die Lotti ihm reichte. Allein
8 ergriff ſie doch und drückte ſie feſt und treuherzig, als Lotti
agte

„Es verſteht ſich ja von ſelbſt, daß wir Zwei nach wie vor
treu zuſammen halten.“

Das Schild wird alſo aufgemacht,“ ſprach er mit einem
herzhaften Verſuch, vergnügt zu ſcheinen. Komm' es be-
wundern, komm' bald

Er nahm ſeinen Hut und verließ das Zimmer.
Lotti war wieder allein und ſetzte ihre einen Augenblick

unterbrochene Beſchäftigung emſig fort. Sie hatte an der
Uhr, die Gottfried mitgebracht, alle Brücken abgeſchraubt, alle
Räder ausgehoben, bis auf das Minutenrad. Das haftete
noch, feſtgehalten vom Viertelrohr. Aber auch dieſes muß nun
weichen, das letzte Rad liegt bei ſeinen Kameraden, und Lottihat gefunden, was ſie ſuchte, was ſie zu finden gewiß war.

Jhren eigenen Namenszug und das Datum des 12. Mai, mit

faſt unſichtbar kleiner Schrift in die Bodenplatte eingeritzt und
verborgen durch die Zähne des Rohrs.

Am 12. Mai, an dem Tage, der ſich heute zum fünfzehnten-
male jährte, hatte ſie dieſe Zeichen da hinein geſchrieben und
dieſe Uhr ihrem Verlobten geſchenkt und dabei geſagt:

„Sie kann uns gute ſie kann uns traurige Stunden an-
zeigen, aber keine in der unſere Treue gewankt hätte.“

So vermeſſene Behauptungen wagt die Jugend aufzuſtellen,
ſolche Schwüre ſchwört die kindiſche Liebe, die kaum erwacht,
auch ſchon die Kraft in ſich fühlt, ewig zu leben. Thorheit
ohne gleichen! Ebenſo gut könnte die Roſe ſchwören, daß
ſie niemals welken wird, denkt Lotti, und halb erloſchene Er-
innerungen tauchen in ihrer Seele auf. Bleiche Schatten
ringen ſich los aus der Nacht der Vergeſſenheit und gewinnen
allmählich an Farbe und Geſtalt. Sie ziehen langſam vor-
über, mächtig genug, um noch eine leiſe Wehmut, nicht mehr
mächtig, einen Schmerz zu erwecken. Sie gleichen dem Ge-
danken an einen dunklen, peinvollen Traum, aus dem der
Schläfer zum Licht und zum Frieden erwacht.

V

Vor fünfzehn Jahren, an einem Winternachmittage, war ein
junger Mann in der Werkſtätte Feßlers erſchienen und hatte
ihm eine alte Uhr gebracht, mit der Bitte, ſie zu ſchätzen.
Während Feßler die Uhr betrachtete, betrachtete der junge
Mann ihn ſo aufmerkſam, wie ein Maler thut, der ſich das
Bild eines Menſchen, den er aus dem Gedächtnis malen ſoll,
einzuprägen ſucht.

„Dies iſt,“ ſprach Feßler, nachdem er ſeine lange und ſorg
fältige Unterſuchung beendet hatte, „ein koſtbares Stück.“ Er
rief ſeine Tochter herbei, um auch ihre Meinung zu hören.

„Wie ſprach der Fremde ein wenig ſpöttiſch und ſehr er-
ſtaunt, „ſind Sie Kennerin, mein Fräulein

Lotti fühlte den Blick auf ſich ruhen, mit denen faſt alle
jungen Männer, denen ſie zum erſtenmale begegnete, ſie an-
ſahen den Blick, der deutlich fragt: Was willſt Dit in der
Welt? und an den ein nicht hübſches Mädchen ſich gewöhnen
muß.
Sie nahm die Uhr aus der Hand ihres Vaters und erkannte
in dem kleinen Kunſtwerk ſogleich einen Taſchenchronometer
von Emmery mit Mudgeſcher Hemmung.

Der Fremde lachte e auf, als ſie das ſagte.
„Jſt's richrig. Herr Feßler
„Ganz richtig,“ erwiderte der, unangenehm berührt von dem

über Gebühr zutraulichen Weſen des jungen Mannes, der an
die Seite Lottis tretend, in ſeinem früheren Tone fortfuhr:

„Sie können mir vielleicht auch ſagen, was dieſe Uhr
wert iſt?“

Lotti ſchüttelte den Kopf. „Was ſie jetzt wert iſt, kann ich
nicht ſagen: als ſie neu war, ſind gewiß nicht weniger als
150 Guineen für ſie bezahlt worden.“

„Als ſie neu war? Und wann mag das geweſen ſein
„Vor ſiebzig Jahren, etwa.“
„Jch bewundere Sie!“ rief der junge Mann äußerſt be

luſtigt: „das alles erkennen Sie ſo auf den erſten Blick?
Jetzt aber die letzte, wichtigſte Frage: Wie viel iſt ſie heute,
l viel iſt ſie Jhnen wert fügte er zu Feßler gewendet
jinzu.„„Sie wäre mir ſehr viel wert, wenn ich nicht eine ganz ähn-
liche beſäße.“

„Ah! in Jhrer Sammlung Wenn Sie doch wüßten,
Herr Feßler, wie viel Gutes und Schönes ich ſchon von ihr
gehört habe, von dieſer Sammlung, und wie glücklich ich wäre,
ie kennen zu lernen Wenn Sie wüßten Sie würden
mir den elenden Vorwand verzeihen, den ich gebraucht habe,
um mich bei Jhnen einzuſchleichen.“

Er legte eine gründliche Beichte ab.
Er hieß Hermann von Halwig, war ein kleiner Beamterund nebenbei ein ganz kleiner Poet und arbeitete eben an

einer Novelle, in der eine alte Uhr eine große Rolle zu ſpielen
hatte. Die mußte geſchildert werden, und um das zu können,

S er Modelle, brauchte er vor allem einige fachmänniſche
enntnis.
„Nehmen Sie mich ein wenig in die Lehre, beſter Meiſter,“

chloß er, „würdigen Sie mich eines Einblicks in Jhre Samm-
lung Jhr Heiligtum, wie ich höre. Daß ich ein aus-
gezeichneter Schüler ſein werde, das verſpreche ich nicht, aber
ein dankbarer bin ich gewiß

Feßler ſah den hübſchen blonden Geſellen ein Weilchen nach
denklich an. Jhm gefielen ſeine fröhlichen blauen Augen und
die ſorgloſe Sicherheit, das muntere Selbſtvertrauen, mit
denen er ſich auf die Reiſe durchs Leben zu begeben ſchien.Schweigend holte der alte Mann aus der Sa

mmlung einige



wortete Herr v. Podbielski ziemlich ausweichend mit der
Erklärung, daß Preußen zur Zeit von der Maul und Klauen
ſeuche ziemlich frei ſei. An dieſe Erörterungen ſchloß ſich eine
längere Debatte über die Urſachen und Verhütung der Rinder-
Tuberkuloſe an. Die Redner der Rechten machten dabei von
dem abgebrauchten Mittel, der Linken Unkenntnis i andwirt-
ſchaftlichen Dingen vorzuwerfen, ausgiebigen Gebr.

Unerwartet lebhaft geſtaltete ſich die Verhandlung bei dem
Titel Förderung des Molkereiweſens. Hier trat der bekannte
Abg. Mohr, der Beſitzer der großen Margarinefabrik bei
Altong, der ſich früher nationalliberal nannte und jetzt keiner
Fraktion mehr angehört, den Aeußerungen des Landwirtſchafts-
miniſters über den mangelnden Nährwert der Margarine ent-
gegen.

Die Rechte nahm ſeine Rede mit fortwährenden lauten
Zwiſchenrufen auf, und ein Herr aus den Reihen der Agrarier
leiſtete ſich ſogar den geſchmackvollen Ausruf „Geſchäfts-
reklame“, was Präſident v. Kröcher in ſehr ſcharfen Worten
rügte. Wie in allen Debatten der letzten Tage, ſo ſtellte ſich
diesmal Herr v. Podbielski mit der ganzen ſtrammen
Forſchheit ſeines redeluſtigen Temperaments auf die agrariſche
Seite. Er behauptete, die Margarine enthalte geſundheits-
ſchädliche Beſtandteile und pries jenen Zuſtänd des Deutſchen
Reiches, in dem „feine Margarine mehr drinne“ ſei. Dem
Oberagrarier und Milchzentralenhäuptling Ring, der wieder-
holt in die Debatte eingriff, gelang es vorzüglich, einen ähn-
lichen Ton, wie ihn neulich Herr v. Maſſow im Reichstage an-
ſchlug, auch im preußiſchen Abgeordnetenhauſe zur Geltung
zu bringen. Die Anzapfungen gegenüber den Rednern der
Linken, die er zu Tage förderte, waren ebenſo wenig taktvoll
wie geiſtreich. Die freiſinnigen Abgeordneten Dr. Barth und
Goldſchmidt dienten dem wenig beſcheidenen Herrn nach
Gebühr. Am Montag ſteht neben kleineren Vorlagen die
Fortſetzung der Debatte auf der Tagesordnung.

Aus der Petitions- Kommiſſion.
letzten Kommiſſions Sitzung lag u. a. eine Ein
Militär-Apotheker vor, die ſich darüber bitter be-

ſchwerten, daß ihre „militäriſch-geſellſchaftliche“ Stellung zu
niedrig ſei; nicht einmal gegrüßt würden ſie von Unteroffizieren
ind Mannſchaften. Sie verlangen höheren Rang, ſilberne oder

goldene Treſſen anſtatt der „zu ſpöttiſchen Bemerkungen Anlaß
gebenden polizeiroten Paſſepoilierung“, Aufnahme in die Rang-
und Quartierliſte u. a. m. Der Regierungskommiſſar erklärte,
die Wünſche würden bereits einer wohlwollenden Erwägung
unterzogen. Entgegen dem Antrage des Referenten, Abg. Ad.
Thiele, der nur die auf beſſere berufliche Ausbildung gerich-
teten Wünſche der Regierung als Material überwieſen wiſſen
wollte, betreffs aller auf bloße Befriedigung der perſönlichen
Eitelkeit hinauslaufenden Forderungen aber den Uebergang zur
Tagesordnung votierte, beſchloß die Mehrheit der Kommiſſion
gegen die ſozialdemokratiſchen Stimmen die ganze Petition der
Regierung zur Erwägung zu überweiſen.

Reichsgeſetzliche Beſtimmungen, durch welche die BVe-
erdigung Scheintoter unmöglich gemacht werden ſoll, ver-
langt eine weitere Petition. Der Regierungskommiſſar hält
das für überflüſſig, da in allen Bundesſtaaten Vorſchriften
dieſer Art beſtänden und in manchen Einzelſtagaten die obliga-
toriſche Leichenſchan eingeführt ſei. Der Referent, Abg. Albrecht,
beantragt Ueberweiſung zur Kenntnisnahme; leider ſei das
der Petition beigefügte Thatſachenmaterial ſo wenig ſtichhaltig,
datz die Empfehlung zur Berückſichtigung nicht votiert
werden könne. Jn der Debatte wird von Müller-Meiningen
(freiſ.) darauf aufmerkſam gemacht, daß die landesgeſetzlichen
Vorſchriften nicht genügten. Dem Antrag des Referenten wird
zugeſtimmt.

Landgerichtsrat Prof. Medem in Greifſswald petitioniert,
daß die Ahndung kleiner Diebſtähle durch Geldſtrafe
zuläſſig ſein ſoll. Der Regierungskommiſſar teilt mit, daß
eine Reviſion des Strafgeſetzes nicht in Ausſicht genommen ſei,
ſondern nur eine Reviſion der Strafprozeß-Ordnung. Müller-
Meiningen bedauert das: denn recht viele Teile des Straf-
geſetzes ſeien reformbedürftig. Nach Antrag des Referenten,
Abg. Krebs (konſ.), wird die Petition der Regierung zur
Kenntnisnahme überwieſen.

Eine ziemlich lebhafte Debatte veranlaßte die Petition meh-
rerer Narurheilvereine, es ſollten mediziniſche Eingriffe zu
diagnoſtiſchen, Heil- und Jmmuniſierungszwecken ſtrafgeſetzlich
verboten worden. Anlaß zur Petition gab eine Verfügung des
preußiſchen Kultusminiſters, die ſcheinbar gegen die ſkandalöſe
Barbarei gerichtet iſt, daß Patienten in Krankenhäuſern von
den Aerzten als Verſuchskaninchen benutzt werden. Der Reg.-
Kommiſſar hielt die Verfügung für ausreichend, durch ſie wür-
den die unerlaubten mediziniſchen Verſuche an Patienten nach
Kräften eingeſchränkt. Der Referent, Abg. Ad. Thiele, trat
dieſer Auffaſſung ſehr entſchieden entgegen. Seien ſchon die
Verſuche der Viviſektoren an Tieren zu ſchamloſen Brutalitäten
ausgeartet, ſo verdiente die Gemeinheit, mit welcher z. B. in
Breslau kleinen Kindern das furchtbare Syphilisgift von einem
Arzte eingeimpft worden iſt oder der Fall in Jena die ſtrengſte
ſtrafgeſetzliche Ahndung. Durch die Verfügung des Kultus-
miniſters werde die Barbarei nicht verboten ſondern geradezu

Der
gabe der

legaliſiert, da die Aerzte nur die in der Verfügung ange
ordneten M en zu beachten chten, um für ihre ſchändlichen Verſuche den geke ken Schutz zu erhalten. Nicht ein-

geſchränkt ſondern ein für allemal verboten müßten die
mediziniſchen Greuelthaten werden. Bei der allgemeinen Ent-
rüſtung, die das Bekanntwerden der Fälle in Breslau, Jena
u. ſ. w. hervorgerufen haben, ſei ohnehin zu befürchten, daß
die nichtswürdigen „Verſuche“ zwar fortgeſetzt, aber nicht mehr
veröffentlicht werden.

Leider verhindere die Petition durch Erſtreckung des Ver-
bots auf die Heilverfahren, ſie dem Reichskanzler zur Be-
rückſichtigung zu empfehlen; aber auf Erwägung müſſe
votiert werden. Die Abgg. Ledebour (ſoz.) und Tönnies(natl.) befürworten den Antrag Abg. Wallenborn (Zentr.)

beantragt dagegen die Ueberweiſung als Material. Nachdem
jedoch der Referent nochmals entſchieden für ſeinen Antrag
eingetreten iſt und darauf verwieſen hat, daß Regierung, Aerzte
und Publikum erfahren müßten, wie der Reichstag über die
ſcheußlichen Barbareien denkt, die von gewiſſen Aerzten angeb-
lich im Dienſte der Wiſſenſchaft verübt worden ſind, wird der
Antrag auf Ueberweiſung zur Erwägung einſtimmig an-
genommen.

Der Verband der Lohnfuhrunternehmer in Frankfurt a. M.
verlangt in einer Petition, daß die Eigentümer von
Motorwagen für allen Schaden ſtraf- und zivilrechtlich ver-
antwortlich ſein ſollen, der durch ihr Gefährt verurſacht wird
und daß die Frage durch Reichsgeſetz geregelt werde. Der
Regierungs -Kommiſſar verweiſt auf die für die Eiſenbahnen
beſtehenden Beſtimmungen und befürwortet die landesgeſetz-
liche Regelung, wie es das Einführungsgeſetz zum Bürger-
lichen Geſetzbuch vorſehe. Der Referent, Abg. Ledebour
(ſoz.), weiſt eingehend die Unzulänglichkeit einer Regelung der
Frage durch Landesgeſetze nach. Wer mit einem Motorwagen
durch Thüringen fahre und dabei aller fünf Minuten ein
anderes „Vaterland“ durchſauſe, könne doch nicht alle die
Einzelgeſetze dieſer Länder kennen. Auch ſei es fraglich, ob
die Geſetze über die Eiſenbahnen auf Motorwagen Anwendung
finden dürften. Ueber letzteres ſchwieg ſich der Regierungs-
Kommiſſar aus. Abg. Ledebour beantragte Empfehlung zur
Berückſichtigung. Die Abgg. Krebs (konſ.) und Krämer
(natl.) halten die Ueberweiſung als Material für genügend.
Da erſt ſeit zwei Jahren das Einführungsgeſetz zum Bürger-
lichen Geſetzbuch Geltung habe, dürfe nicht ſchon wieder herum-korrigiert werden. Sbrwohi von Ledebour und Müller-

Meiningen darauf hingewieſen wurde, daß das kein ausſchlag-
gebender Grund ſein dürfe, da auch die Fahrgeſchwindigkeit
der Motorwagen und andere einſchlägige Geſichtspunkte dringend
einer ſchnellen reichs geſetzlichen Regelung bedürften, wurde der
Antrag auf Berückſichtigung gegen ſechs Stimmen abgelehnt
und die Ueberweiſung als Material angenommen.

Sämtliche anderen Petitionen, zwölf an der Zahl, wurden
für ungeeignet zur Erörterung im Plenum befunden.

Miniſter für Vernichtung des Koalitionsrechts.
Das jüngſte Erpreſſungsurteil des Berliner Landgerichts iſt

nicht ohne Mitwirkung des preußiſchen Juſtizminiſters zu
ſtande gekommen. Auch der preußiſche Miniſter des
Jnnern iſt dabei beteiligt.

Eine Berliner Korreſpondenz erzählt:
„Zur Frage des Koalitionsrechts der gewerblichen Arbeiter

hat der Miniſter des Jnnern im Einverſtändnis mit dem
Juſtizminiſter eine beachten s werte Verfügung erlaſſen.
Anlaß dazu gab die Freiſprechung eines Arbeiters, der einen
Berufsgenoſſen zur Zahlung von Vereinsbeiträgen zu be-
ſtimmen verſucht hatte. Nach 8 152 der Gewerbeordnung
werden bekanntlich alle Verbote e. gegen Gewerbegehilfen e.
wegen „Verabredungen und Vereinigungen“ be-
hufs Erlangung günſtiger Lohn- und Arbeitsbedingungen auf-
gehoben, während S 153 den mit Strafe bedroht, der durch An-
wendung körperlichen Zwanges e. andre zu beſtimmen verſucht,
an ſolchen „Verabredungen“ teilzunehmen c. Da hier
nicht zugleich von „Vereinigungen“ die Rede war (um
welche es ſich in jenem Strafprozeſſe handelte) war die Frei-
ſprechung erfolgt, und zwar unter Berufung auf eine kammer-
gericht liche Entſcheidung, welche beide Miniſter für „nicht
zwingend“ erachten dieſelbe führe vielmehr zu „unannehmbaren
Folgerungen“, die gegen einen Verabredungszwang ge-
richtete Strafvorſchrift treffe auch den Vereinigungszwang.
Uebrigens wäre im vorliegenden Falle, da ein klagbares Recht
auf die Vereinsbeiträge nach S 152 Abſ. 2 nicht beſtehe, der
Thatbeſtand auch aus den Geſichtspunkten der Er-
preſſung zu prüfen geweſen. Der Juſtizminiſter hat
daher die Beamten der Staatsanwaltſchaft an-
gewieſen, den angegebenen Rechtsſtandpunkt den
Gerichten gegenüber zu vertreten, gegen ab-
weichende Entſcheidungen die zuläſſigen Rechts-
mittel ein zulegen und möglichſt auf die Herbei-
führung einer Entſcheidung des Reichsgerichts
hinzuwirken. Jn gleicher Weiſe erſucht der Miniſter des
Jnnern die Oberpräſidenten, die ihm nachgeordneten Ver-
waltungsbehörden in dieſem Sinne zu verſtändigen.“

un ihre Eigentümlichkeiten
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5 rder Wärme

Halwig unterbrach ihn anfangs ſehr oft er konnte die
-cherze nicht unterdrücken, die ihm alle Augenblicke auf die

Lippen traten. Allmählich jedoch wurde er ſtill. Das herab-
laſſende und oberſlächliche Jntereſſe, das er für einige „Favo-
ritinnen aus dem Uhrenharem“ gezeigt hatte, verwandelte ſich
in ein geſpanntes. Den Kopf in die Hand geſtützt, ſah er bald
ie Uhren auf dem Tiſche, bald den Meiſter, zuletzt nur noch
ieſen an, und dabei erhellte der Ausdruck einer ſo innigen

Freude und Verehrung ſeine Züge, datz Feßler dachte dem
Burſchen könnt' ich gut ſein trotz des Leichtſinns, mit dem
er vorgab, eine Emmery verkaufen zu wollen.

Der Burſche aber richtete ſich plötzlich auf. „We
jaben Sie!“ rief er, „was Jhnen ein Rädchen, eine Spindel,
n Ornament, ein Stückchen Email nicht alles erzählen

Was für Augen und was für ein Herz Sie ſind ein

Künſtler 4Er deutete nach dem Schranke, dem Feßler die Uhren ent-
nommen. „Das Käſtchen dort iſt für Sie, was für einen
Poeten ein Schrein voll der köſtlichſten Werke großer Dichter,
die vor ihm gelebt haben. Eine ſchweigende, tote Welt, die
ein Blick zum Daſein erweckt, zu einem mächtigeren, ſchöneren
Daſein, als das ſogenante wirkliche Ein Blick ein

L
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Was für Augen

ſehender, der Blick des Verſtändniſſes muß es ſein Nicht
wahr, lieber Meiſter Verſtändnis iſt alle s Weisheit,
Liebe, Poeſie Nach dem allein haben wir zu ringen, die
wir uns einbilden, Dichter zu ſein An Stoffen fehlt's,
höre ich die Leute ſagen. Begreife das Begreifbare und aus
allem, was Dich umgiebt, dringt die Fülle bildſamen Stoffes
auf Dich ein, und wenn es Dir an etwas fehlt, ſo iſt's die
Kraft, die wogenden Quellen zu faſſen und ſie zu leiten an
ein gewolltes Ziel

Er ſprang auf, ergriff die Hand Feßlers, einen
edlen, einen ſeltenen, einen herrlichen Mann und verabſchiedete
ſich mit der Bitte, recht bald wiederkommen zu dürfen. Und
er kam wieder, kam täglich, ganze Wochen hindurch, und wenn
er ja doch einmal ausblieb, bedauerte dies niemand mehr,
als Feßler. Votti ſprach überhaupt nicht von jihm, vermied es
ſogar, ſeinen Namen zu nennen, und was Gottfried betraf,
der meinte, es ſei nicht übel, zwölf Stunden lang Ruhe zu

Es ſich, daß die Staatsan Saft der Beleyruſeitens Le oberſten vorgeſetzten Behörde bedurfte, um d

„Lücken“ der Gewerbe-Ordnung und das Mißlingen des Zucht
hausgeſetzes durch die Anwendung des Erpreſſungsparagraphen
auf ehrenhafte Arbeiter zu ergänzen. Wie vortrefflich ooch der
eſamte Juſtiz- und Verwaltungsapparat funktioniert! DerJunge Keye, der beharrliche Gegner der Organiſation ſeiner

erufskollegen, wendet ſich jedenfalls auf Anraten ſcharf
macheriſcher Kreiſe in einem Schreiben an den
miniſter. Der Juſtizminiſter ſetzte ſich alsbald mit ſeinem
Kollegen, dem Miniſter des Jnnern, in Verbindung und beide
weiſen ihre untergeordneten Behörden auf die Anwendung des
Erpreſſungsparagraphen gegen einen Arbeiter hin der die
Arbeitsniederlegung ſeiner Kollegen ankündigte im Falle der
Weiterarbeit des Organiſationsfeindes. Sofort folgt die Staats
anwaltſchaft dem Wink des Miniſters und das Richterkollegium
teilt alsbald die ihm vom Juſtizminiſter empfohlene Auslegung.
Es erfolgt Beſtrafung mit 6 Wochen Gefängnis.

Die obige Korreſpondenz lehrt, wie die oberſten preußiſchen
Regierungsſtellen ſich den Beſtrebungen des Zuchthausgeſetzes
mit andauerndem Eifer hingeben. Dieſelbe Regierung, die dem
Volke die Verteuerung der nötigſten Nahrungsmittel, die Be-
laſtung durch neue Flottenvorlagen zumutet, ſie iſt zugleich hart-
näckig bemüht, die einzige Wehr der Arbeiter im wirtſchaftlichen
Kampfe unbrauchbar zu machen.

Ein Reuegat.
Jn der neueſten Nummer der Zukunft veröffentlicht Herr

Paul Ernſt, Schriftſteller zu Friedenau, eine heitere Betrach-
tung über Einſt und Jetzt. Einſt war der Mann ultoradikaler
Sozialdemokrat, Redakteur der Berliner Volkstribüne und zeich-
nete ſich durch äußerſte Schärfe des Ausdrucks und dema-
gogiſche Gebärden aus. Jetzt giebt er folgende tiefſinnig-
heiteren Bekenntniſſe:

„Lübeck war eine wichtige Etappe auf dem Entwickelungs-
wege der Sozialdemokratie von einer Partei, die für die höchſtenund letzten Jiele der Menſchheit kämpfen wollte, indem ſie die

Geſellſchaft aus dem heutigen Chaos und dem morgenden Unter-
gang in Ordnung und Geſetz hinüberführte, zu einer Partei,
die nur noch die beſtimmten Jntereſſen einer einzigen Bevölke-
rungsklaſſe vertritt, wie es mit Ausnahme des Zentrums,
der letzten Gruppe mit idealen Zielen, und den paarPolen, Welfen und Elſäſſern alle anderen Parteien auch thun.
Manchem ſind hier Jugendilluſionen verſunken die nicht dem
Proletariat Angehörigen die dem früheren Ziel näher zu
kommen ſuchten, werden geringe Neigung haben, die bloß
egoiſtiſchen Beſtrebungen der an ſich wertloſeſten und
unintereſſanteſten Klaſſe, der Arbeiter, zu teilen.

Bald nach der Aufhebung des Sozialiſtengeſetzes, als die
r und opfermutige Jugendlichkeit der Partei verſchwand,

ie über ſo manche Schwächen hinweggetäuſcht hatte, und die
nun an die wachſende Partei herantretenden wirklich politiſchen
Aufgaben gar nicht gelöſt, ſondern immer nur die ſtets
ſinnloſer werdenden alten Sätze mechaniſch wieder-
holt wurden, hat ſich wohl mancher beſonnen, ob denn wirk
lich die Arbeiterklaſſe für die große Aufgabe beſtimmt ſei, die
ihr Marx zuſchrieb

Das aber hätte wenig bedeutet, hätten nicht die Arbeiter
Deutſchlands ſelbſt mit dem ihnen eigenen IJnſtinkt
fürs Reale auch eine ſchöne Täuſchung von Marx, daß der
theoretiſche Sinn, der den S 7 Klaſſen in Deutſchland
abhanden gekommen iſt, bei den Arbeitern neu aufgewacht ſei!

in Lübeck durch die r Bernſteins, auf deſſen
Perſon ſich zufällig die Sache zuſpitzte, bewußt und klar aus
geſprochen, daß ſie eine wiſſenſchaftliche Weiterentwicklung ihrer
Lehren nicht annehmen wollen, weil der alte Stand ihnen
ſchmeichelhafter. und nützlicher ſcheint. Damit rn
natürlich jede Möglichkeit der politiſchenJlluſion eines über ihre Klaſſe hinaus-reichenden JntereſſesJm allgemeinen kann man annehmen, daß die Menſchen,
eine je tiefere Klaſſe man betrachtet, immer ent-
ſprechend weniger nahe dem Jdeale der Menſch-
heit kommen: die ganz ſpezifiſchen Tugenden der unteren
Schichten, die ſich im allgemeinen in den oberen nicht finden,
ſind nicht die grotzen und können daher nie ſchöpferiſch wirken:
und die Tugenden, die ſie mit den höheren Ständen gemein
haben, ſind teils ſchwächer ausgebildet, teils durch ihre Fehler
paralyſiert; die Fehler aber der oberen Klaſſen ſindet man
ſämtlich, wenigſtens in der unterſten, nebſt den eigenen.“

Der Vorwäcrts macht hierzu folgende treffende Bemerkungen
Die Sozialdemokratie hat Glück mit ihren Abtrünnigen. Welch
Unheil hätte ein Mann von dieſer Geiſtes- und Charakter
beſchaffenheit anrichten können, wenn es ihm beſchieden geweſen
wäre, Einfluß in unſerer Partei zu gewinnen! Was für ein
klarer Kopf und eine unbändige Originalität dieſer neuerdings
bis zum Jdeal der höchſten und deshalb edelſten Klaſſe, des
Adels, herangenäherte Menſch! Man denke: Bernſtein als
Repräſentant einer Richtung, die die praktiſche Arbeit rein prole-
tariſcher Jntereſſenvertretung bekämpft und nun als geopferter
letzter Mohikaner des alten weltumbildenden Menſchheitsidealis-
mus Lübeck verlaſſen muß. So tief hat noch niemand unſere
parteigenöſſiſchen Diskuſſionen erfaßt wie Herr Paul Ernſt,

z haben in der Werkſtatt. Er leugne nicht, daß Halwig eine
große Unterhaltungsgabe beſitze, allein für ſeinen Geſchmack
machte „der Poet“ einen übermäßigen Gebrauch von ihr.

„Wenn ich am Sonntag Unterhaltung habe, iſt mir das
genug, täglich Unterhaltung iſt mir zu vie!,“ ſagte er, und be-
wies es, indem er begann, das Haus zu den Stunden zu ver-
laſſen, in denen Halwig es zu beſuchen pflegte. Dieſer zeigte
ſich darüber gekränkt. Er war nicht gewöhnt. gemieden zu
werden er that ſich etwas zu gute auf die Macht, die ihm
iber die Gemüter der Menſchen gegeben war. Keiner, um
deſſen Neigung er ſich beworben, hatte ihm widerſtanden, er
hatte immer gehört und geglaubt, daß man ihn lieb haben
müſſe, wenn er es darauf anlegte. Bitter beklagte er ſich
bei Lotti über die Steifheit und Kälte ihres Vetters, ver-
ſicherte, trotzig wie ein verwöhntes Kind, er werfe ſeine
Freundſchaft niemanden an den Kopf, und wenn Gottfried ihn
nicht möge, ſo zahle er ihn mit gleicher Münze. Sobald ſich
jener aber blicken ließ, kam er ihm wieder mit der alten und

darüber konnte kein Zweifel ſein aufrichtigen Wärme
entgegen. Er bemühte ſich, ſein Jntereſſe zu erwecken, ihm
Teilnahme einzuflößen, er warb förmlich um ihn. Alle
liebenswürdigen Eigenſchaften ſeines beweglichen, friſchen, herz-
gewinnenden Weſens kamen dabei zum Vorſchein, rührten aber
den nicht, dem zu Ehren ſie ſich in ihrem vollſten Glanze
zeigten.

Eines Tages war Gottfried, mit einer dringenden Arbeit
beſchäftigt, von früh bis abends daheim geblieben und hatte
im Eifer ſeines Fleißes die Stunde verſäumt, zu welcher er
jetzt regelmäßig ſeinen Rückzug vor dem „Luxusartikel“, wie er
Halwig nannte, anzutreten pflegte.

Zum Bewußtſein der Zeit wurde er durch Lotti gebracht,
J Jdie eine Lampe auf den Tiſch ſtellte und ihn mahnte, Feier-
abend zu machen.

„Jſt es denn ſo ſpät fragte er.
„Spät und nicht mehr hell, Du verdirbſt Dir die Augen.“
„Was liegt daran Was liegt an mir ſprach er halb-
ut vor ſich hin, wie einer, der plötzlich geweckt, aus dem
chlafe redet. Er ſtöhnte ſchmerzlich auf und preßte beide

Hände gegen die Stirn.
weigend, mit einer Gebärde de

a

Lotti wurde feuerrot;
ab. Der Bater hatte ſeineMißbilligung wandte ſie

tungen, „das iſt unſer Hoſpoet

abendliche Zimmerpromenade unterbrochen, war vor Gottfried
ſtehen geblieben und fragte, was ihm fehle?
„Nichts,“ erhielt er zur Antwort, „nur die Augen ſind mir

ein wenig müde geworden.“
„Gönn' Dir Ruhe,“ ſagte Feßler, „mach' es mir nach, ich

ſpaziere ſchon lange müßig auf und ab und hätte ganz gut
noch eine Weile ſchaffen können die Tage wachſen, der
Frühling kommt heran Ja, der kommt, man darf auf ihn
zählen, der kommt.“

„Wer aber ausbleibt,“ ſchloß der alte Mann ſeine Betrach-
Jn drei Tagen hat er ſich

nicht blicken laſſen, und auch heute ſeine Stunde iſt vorbei
er kommt nicht mehr.“

„Um ſo beſſer!“ rief Gottfried, „ich wollte, wir wären für
immer von ihm befreit.“

„Befreit! Jſt das Dein Ernſt?
„Leider ja,“ verſetzte Lotti, und ein tiefer Groll ſprach aus
ihrer erregten Stimme.

Gottfried erhob den Kopf: „Was ſagſt Du
„Daß Du ungerecht biſt, zum erſtenmal in Deinem Leben;

ungerecht und grauſam ger einen edlen und guten Menſchen
Es iſt herzlos und thut ihm weh gerade von Dir denn
Du biſt es ja Jhre Lippen zitterten, ein Ausdruck von
ſchmerzlicher Bitterkeit zuckte über ihr Geſicht „der ihm der
Liebſte iſt von uns allen

(Fortſetzung folgt.)

Kphorismen.
Von Marie Ebner-Eſchenbach.

Die meiſte Nachſicht übt der, der die wenigſte braucht.

Anmut iſt das Ausſtrömen der inneren Harmonie.

Raiſon annehmen kann niemand, der nicht ſchon welche hat.

Wer ſich ſeiner eigenen Kindheit nicht mehr erinnert, iſt einſchlechter Erzieher. ſ
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der Exgenoſſe: Jndem der Lübecker Parteitag Bern bekämpfte, hat er die alten revolutionären Menſchhens 7 auf

gegeben und die Sozialdemokratie zu einer Partei engherzigſterIntereſſenvertretung erniedrigt. Wieder eine Enttäuſchung mehr

für Herrn Paul Ernſt! Nur noch das Zentrum hat Jdeale
wir vermuten, daß der Enttäuſchte demnächſt katholiſch werden
de Jenn er auch für den Jeſuitenorden nicht begabt genug
erſcheint.

Allerdings, Herr Paul Ernſt hat es nicht mehr nötig, das
Proletariat „intereſſant“ zu finden. Andererſeits hat die Sozial
demokratie es niemals nötig gehabt, dieſen tiefen Denker
und Dichter intereſſant zu finden, ſelbſt damals nicht, als er

ein Märtyrer ſeiner revolutionären Geſinnung prozeſſiert
wurde wegen Verbreitung unſittlicher Schriften.

Mannesmut vor Königsthronen.
Hardens Zukunft plaudert ein nettes Hiſtörchen aus, das ſo

recht den Mannesmut vor Königsthronen zeigt, wie er jetzt in
der deutſchen Bourgeoiſie ſteckt

„Einer der Lehrer des Kronprinzen erzählte neulich Kollegen,
er nehme, wenn er den jungen Herrn unterrichtete, kein Blatt
vor den Mund, habe ihm vor einiger Zeit „ſogar“ eine halbe
Stunde lang über Bismarck vorgetragen. Ein tapferer Mann,
kein Höfling, nicht? Sonſt könnte er doch nicht wagen, dem
Erben der preußiſchen Krone von Bismarck zu ſprechen. So
ungefähr ſehen all dieſe Heldenleiſtungen bei Licht aus.“

Aufs hohe Pferd ſetzt ſich die Kreuzzeitung bei Beſprechung
des Wahlausfalls in Döbeln. Spöttiſch meint ſie:

„Jm übrigen finden wir die Gegner in dieſem Fall beſchei-
dener, als wir geglaubt hatten. Mit einem Ueberſchuß von
160 Stimmen ſind ſie ſchon d n Nach einer Hetze, die
im Grunde jahrzehntelang anhält, und Deutſchland im letzten
Jahr mit einem Geſchrei erfüllt hat, wie es die Welt noch nicht
erlebt, erinnert dieſes dürftige Ergebnis doch wirklich an ridi-
culus mus (lächerliche Maus). Die Nat.Ztg. läßt ſich natür
lich nicht abhalten, auch darin wieder eine Warnung an die
agrariſche Mehrheit zu erblicken. Umgekehrt muß es uns viel-
mehr als Aufmunterung zum Feſthalten dienen. Wir haben
die Hetze niemals überſchätzt; etwas mehr aber hätten wir
doch von ihr erwartet.“

Man merkt es dieſem Spötteln an, wie ſehr es unter dem
Zwang der Umſtände gewaltſam herausgepreßt iſt. Dahinter
ſitzt die blaſſe Furcht, daß es noch ſchlimmer kommen könne mit
der brotwucheriſchen Herrlichkeit.
nach unſerer Anſicht beſſer kommen damit.

Die Poſt möchte gar zu gern originell ſein. Sie ſieht mit
Neid, wie die Oppoſition in der Zollfrage beſtimmte Ausdrücke
und Schlagworte zu benutzen verſteht und damit Erfolge in
der Wahlagitation erzielt es nachzumachen iſt ihr eifrigſtes
Beſtreben. Dem von Wilhelm II. gebrauchten Worte Brot
wucher ſetzt ſie ein ähnliches entgegen: Wahlwucher.
Dieſen treiben natürlich die Sozialdemokraten überall: von der
Reichstagstribüne herab, in ihrer Preſſe, in Verſammlungen uſw.
Jn Döbeln habe die Sozialdemokratie allein durch dieſen
Wucher ſiegen können.

Die Poſt wird, wenn ſie einmal einen klaren Augenblick hat,
zugeben müſſen, daß von irgend einer originellen Leiſtung bei
Anwendung dieſes Ausdruckes nicht die Rede ſein kann. Da-
mit hat ſie freilich recht, daß wir dafür ſorgen werden, daß
der von den „ſtaatserhaltenden“ Parteien betriebene Zoll-
wucher uns tauſendfältige Frucht trage.

Mit einem unerhörten Skandal beſchäftigten ſich die
Berliner Stadtverordneten in ihrer Sitzung vom letzten Donners
tag. Der Schwindel des Geſundbetens (Eddysmus, chriſtliche
Wiſſenſchaft) iſt bis in ein ſtädtiſches Gymnaſium gedrungen.
Jn der Aula des Falk-Realgymnaſiums ließ der Direktor
Schellbach „Gebetſtunden“ vornehmen, die die Heilung von
Kranken auf metaphyſiſchem Wege bezwecken ſollten. Vier
ſtädtiſche Beamte, die Stadtſchulräte Gerſtenberg und
Fürſtenau und die Stadträte Wagner und Schäfer
hatten hierzu die Genehmigung erteilt. Zu ſeiner Verteidigung
führte der Gymnaſialdirektor an: „Laien könnten ſich ſchwer
in die Geheimniſſe der chriſtlichen Wiſſenſchaft hineinfinden.
Bei dieſen von Frl. Schön geleiteten Uebungen handle es ſich
um das Verbreiten eines tieferen Verſtändniſſes für die Welt-
anſchauung der Frau Eddy aus Awerika.“ Der Stadtſchulrat
Dr. Voigt verſuchte den Direktor zu rechtfertigen. Dagegen
bezeichnete Stadtverordneter Dr. Langerhans die Sache als
furchtbar betrübend. Er könne nicht begreifen, daß der Stadt-
ſchulrat noch ein Wort der Entſchuldigung für Direktor Schellbach
habe. Wenn ſo etwas vorkomme, ſei es Pflicht des Stadt-
ſchulrats, ſich ſelbſt von den Sachen zu überzeugen und dem
ruchloſen Unfug ein Ende zu machen.

Was Herr Dr. Langerhans als ruchloſen Unfug bezeichnete,
iſt bekanntlich in ſehr vornehmen, ſehr frommen und ſehr adeligen
Kreiſen Potsdams in Mode. Wir werden morgen eine aus
führlichere Darſtellung dieſes neueſten Unfugs veröffentlichen.

Das Geheimnis der Duellrede. Jn Sachen der angeb-
lichen Aeußerungen des Kaiſers über die Duellfrage iſt jetzt
wie die Potsd. Korr. meldet dem Redakteur Paul Groll,
ferner dem Verleger der Potsdamer Ztg., Buchdruckereibeſitzer
Fritz Stein, und dem ſtellvertretenden Vorſteher der Pots-
damer Stadtverordnetenverſammlung, Geheimen Rechnungsrat
Julius Steinbach, die Anklage wegen Beleidigung der
Leutnants im 1. Garderegiments z. F. v. Goßler (Sohn des
Kriegsminiſters) und v. Keſſel (Sohn des kommandierenden
Generals des Gardekorps) zugeſtellt worden. Die Anklage
ſtützt ſich nicht nur auf 8 185 Str.-G.-B., wegen formeller Be-
leidigung der Offiziere, die darin gefunden wird, daß ihnen der
Kaiſer angeblich ihre Jugend in draſtiſcher Weiſe vorgehalten
haben ſollte, ſondern auch auf 8 186 des Straf-Geſetzbuchs,
wegen Verbreitung nicht er weislich wahrer Thatſachen.
Geheimer Rechnungsrat Steinbach kommt als Verbreiter der
Nachricht inſofern in Betracht, als er ſie am Biertiſch erzählt
hat, während als Verfaſſer des inkriminierten Artikels der
Verleger Stein in Anſpruch genommen wird und der Redak-
teur Groll damals für den Jnhalt der Nummer verantworlich
zeichnete. Wie verlautet, ſollen die Angaben des Artikels auf
Verwechſelung mit Vorgängen bei einem anderen
Garde- Regiment beruhen. Neben dieſer Anklage gegen
die drei vorgenannten Perſonen ſchwebt außerdem noch ein Ver
fahren vor dem Gericht des Landwehrbezirks Potsdam gegen
den früheren Chefredakteur und Mitbeſitzer der Potsdamer
Zeitung, Martin Berger, welcher Oberleutnant der Reſerve
iſt und in deſſen Abweſenheit von der Redaktion der Artikel
vom 9. Dezember v. J. erſchien.

Ein Kavalier. Von dem in Schaumburg-Lippe durch
gefallenen Grafen Reventlow erzählt die Freiſ. Ztg. das
folgendes Stücklein:

„Jn Begleitung der Abgg. Liebermann v. Sonnenberg, Raab
und zwei anderer ſeiner Wahlhelfer traf der Graf am
abend im Bahnhof zu r mit dem neugewählten Abg.Demmig zuſammen. Jn demſelben Warteſgal wie Abg. Demmigbefand a en ud i er Geſchäftsreiſender. e
vent d Veten auf Die ren

Und es wird ſchlimmer

verließ er mit ſeiner
id rief vom zweiten N

Thür dem Wirt zu: „Herr Wirt, wollen Sie nicht die
Thür ſchließen, damit der Knoblauchgeſtank nicht
o hereindringt.“ Schon vorher hatte der edle Herr im
atskeller einen angeſehenen älteren chriſtlichen Bürger frei-

inniger Geſinnung als „Judenjungen“ tituliert und da-
eine ſeinem Benehmen entſprechende Behandlung zu

ie Freiſinnige Zeitung knüpft an die Erzählung dieſes Vor
ganges und die Mitteilung, daß die Antiſemiten in geradezu
ekelerregender Weiſe das Privatleben des freiſinnigen Kandidaten
durchgeſtöbert und einzelne Vorgänge daraus in lügneriſcher
Weiſe ausgebeutet haben, die Aufforderung an alle anſtändigen
Parteien von rechts und links, dahin übereinzukommen, daß die
„deutſchſoziale Partei“ extra commercium (außerhalb des geſell-
ſchaftlichen Verkehrs ſtehend) erklärt und ſo gemeinſam aus der
Parteibewegung in Deutſchland ausgemerzt wird.

Für uns hat es der Aufforderung der Freiſ. Ztg. nicht bedurſt.
Was ſie verlangt, üben wir lange in der Praxis aus und wir
haben auch in Schaumburg-Lippe davon einen Beweis abgelegt, daß
wir in der Stichwahl für die Freiſinnigen ſtimmten. Wir er
lauben uns nur eine kleine Frage: Wie hätten ſich die
Freiſinnigen verhalten, wenn der Sozialdemokrat
mit dem Antiſemiten in Stichwahl gekommen
wäre? Die Erfahrungen bei der Wahl in Tilſit ſprechen
nicht gerade dafür, daß ſie den Grafen Reventlow extra
commercium erklärt hätten.

Sie danken! 27 der aus Anlaß des Geburtstags Wilhelm II.
mit Auszeich nungen Bedachten haben dieſe zurückgewieſen.
Jn der Hauptſache handelt es ſich um Zurückweiſung des All-
gemeinen Ehrenzeichens durch Lehrer, Subalternbeamte
und penſionierte Poſtbeamte.

Jn Sachen des Altenbeker Eiſenbahnunglücks iſt nun-
mehr von ſeiten der Staatsanwaltſchaft gegen die beiden, die
Blockſtationen bedienenden Bahnwärter und gegen den
Zugführer des verunglückten D-Zuges, Peters-Berlin, An
klage erhoben worden. Gegen letzteren, weil er ſeinen Zug
während des Aufenthaltes nicht mit Knallpatronen gedeckt
hatte. Die Anklage lautet auf Gefährdung eines Eiſenbahn-
transports, fahrläſſige Tötung und Körperverletzung.

Hoffentlich werden in der Gerichtsverhandlung alle in Be
tracht kommenden Punkte rückſichtslos aufgeklärt.

Sozialpolitik des Berliner Magiſtrats. Es wird ge-
meldet: Jnfolge der Entrüſtung, welche die Verfügung des
Oberbürgermeiſters Kirſchner hervorgerufen hat, wonach bei
der Einberufung zu den Reſerve- oder andern
längeren Uebungen das Arbeitsverhältnis für
ſtädtiſche Arbeiter aufzulöſen iſt, hat der Berliner Magiſtrat in
ſeiner letzten Sitzung beſchloſſen, dieſe Verfügung dahin zu de-
klarieren, „daß die Auflöſung des Arbeitsverhältniſſes die
Wiedereinſtellung des zu einer militäriſchen Uebung ein-
berufenen Arbeiters keineswegs ausſchließt“.

Durch Betonung einer ſolchen Selbſtverſtändlichkeit
wird an dem unſozialen Charakter des Erlaſſes natürlich nichts
geändert.

Ueber das ſächſiſche Landtagswahlrecht haben ſich nach
der jüngſten Wahl ſelbſt Regierungsblätter ſehr unzufrieden
geäußert. Es wird jetzt allen für die Reform Bereiten Gelegen-
heit zur Aenderung gegeben werden. Die ſozialdemokratiſchen
Mitglieder des Chemnitzer Stadtverordnetenkollegiums brachten
in der vorgeſtrigen Sitzung den Antrag ein, das Kollegium
wolle beſchließen, den Rat zu erſuchen, bei der Regierung und
den Ständekammern vorſtellig zu werden, das beſtehende Land
tagswahlrecht zu beſeitigen und durch ein allgemeines,
geheimes, direktes Wahlrecht zu erſetzen. Der Antrag
wurde einem Ausſchuſſe zur Vorberatung überwieſen.

Miniſter haben nicht immer recht. Jakob Grimm ſoll
nach der Aeußerung des Grafen Poſadowsky im Reichs-
tage als tiefer Kenner der deutſchen Volksſitte dafür einge
treten ſein, den toten Körper der Erde zu übergeben. Dem
gegenüber wird die Freiſ. Ztg. darauf aufmerkſam gemacht,
daß in der Vorleſung über das Verbrennen der Leichen am
29. November 1849 (Abhandlungen der königl. Akademie der
Wiſſenſchaften) Grimm wörtlich ſagte: „Die Beerdigung ent-
zieht den Augen der Ueberlebenden den Vernichtungsprozeß
der Natur, die Verbrennung, die ihn beſchleunigt, ſtellt ihn
vor Augen. Mit ihr, als allgemeiner Sitte, hätte der Glaube
an die Auferſtehung des Fleiſches nicht lange Halt gehabt in
den Gemütern; wo ſie nicht heimiſch war, konnte er die Phan-
taſie leichter in ſeinen Dienſt nehmen. Selbſt dem Auferſtehen
iſt das Verbrennen der Leiche nicht mehr entgegen als das
Beerdigen, da wir aus Erfahrung wiſſen, daß alle Bänder
und Fugen des Leibes im Verweſen wie im Brande aufgelöſt
werden. Das Eifern der Kirche gegen die Feuerbeſtattung iſt
ein Einwand, der aus einer einzelnen Lehrform, nicht aus
dem Vertrauen auf das ewige Leben hergenommen iſt.

Eine Vorlage der heſſiſchen Regierung an die
Kammer verlangt die Erlaubnis zur ſtrafrechtlichen Verfolgung
des Genoſſen Haas wegen Beleidigung der Chinakrieger.

Wegen Herausforderung zum Duell und Unter
ſchlagung hatte ſich vor der Strafkammer in Göttingen
der Vergakademiker Hans Jödecke aus Clausthal zu verant-
worten. Das Urteil lautete auf Freiſprechung hinſichtlich der
Herausforderung, dagegen wurde J. wegen Unterſchlagung zu
75 M. Geldſtrafe verurteilt.

Aus dem Jufſtizdienſte entlaſſen wurde der Referendar
Schubert in Köslin. Der Mann hat unlängſt ein unblutig
verlaufenes Piſtolenduell gehabt, wegen deſſen er zu 6 Monaten
Feſtungshaft verurteilt worden war.

Ein Verfahren wegen Kaiſerbeleidigung ſoll gegen eine
Anzahl Gymnaſiaſten in W eingeleitet werden.
Die jungen Leute ſind bei einem Kaiſerhoch ſitzen ge-
blieben.

Wegen Kaiſerbeleidigung wurde in Königsberg der Pan-
toffelmächer Färber zu einem Jahre Gefängnis verurteilt.
Er hatte an Wilhelm II. von ſeiner unmündigen Tochter einen
Brief ſchreiben laſſen, in welchem unflätige Ausdrücke enthalten

waren.

eſamten Begleitung dene durch die öffeneten

Ausland.
Frankreich. Die Wahlen zum Parlament werden

am 27. April, die Stichwahlen am 4. Mai ſtattfinden. Die
frühen Termine werden damit begründet, daß die Republikaner
der Meinung ſind, daß, je länger die Wahlen hinausgeſchoben
werden, deſto größere Zwiſtigkeiten in der Kandidatenfrage
entſtehen.

Gegen 7 Jeſuiten, die ſich weigerten die Vorſchriften
des neuen Vereinsgeſetzes zu befolgen, wurde ein gerichtliches
Verfahren eingeleitet.

Belgien. Bank und Börſenſchwindel. Jn der
vorigen Woche brachte der ſozialiſtiſche Abgeordnete Bertrand

eine Jnterpellation ein, die ſich mit den ſchwindelhaften Finanz
operationen der Banken und Finanzgeſellſchaften, societes
anonymes, befaßte. Dabei kamen Zuſtände, wie ſie ſich auch
in Deutſchland bei Gelegenheit der verſchiedenen Bankkrache
gezeigt haben, zur Sprache. Jn Belgien wie überall ſucht man
die Papiere durch künſtliche Manöver in die Höhe zu bringen,
um beſonders die kleinen Kapitaliſten zum Kaufen zu veran
laſſen. Darauf läßt man die Papiere wieder ſinken und ſchädigt
dadurch empfindlich die kleinen Leute. Ein Teil der bürger-
lichen Preſſe ſpielt dabei dieſelbe Rolle wie die Dresdener
We btatter und täuſcht das Publikum in der ſchamloſeſten

Leiſe.
Der Juſtizminiſter gab den Ausführungen des Jnterpellanten

zum Teil recht. Er erklärte, daß aber hier nur die Aufklärung
des Publikums helfen könne, wozu die von der Börſe und den
Banken nicht abhängige Preſſe beſonders beitragen müſſe.

Jtalien. Die Forderungen der Eiſenbahn-An
geſtellten ſind folgende: Feſtanſtellung aller Beamten-
welche länger als 6 Monate im Dienſte ſind beziehentlich in
Zukunft im Dienſt ſein werden. Sodann fordern ſie, um nicht
mehr von der Willkür der höheren Beamten abhängig zu ſein,
die Aufſtellung einer ſteigenden Lohnſkala, die Feſtlegung der-
jenigen Arbeiten und Funktionen, die mit jedem einzelnen
Poſten verbunden find, das Recht auf Entſchädigung im Falle
eines Unfalles und im Falle von Krankheit, Wiedereinſtellung
der vom Militärdienſt zurückgekehrten Angeſtellten in ihre ehe-
maligen Poſten, die Gewährung eines jährlichen Urlaubes und
Anerkennung der Organiſation der Angeſtellten.

Jn dem Organ der Eiſenbahner werden ganz energiſch die
Einwände der Geſellſchaften und das Vorgehen der Regierung
zurückgewieſen, die dieſen Forderungen feindlich gegenüberſtehen.
Auch das italieniſche Zentralorgan unſerer Partei, der Avanti,
polemiſiert ſehr ſcharf gegen die Regierung, die einen etwaigen
Streik nach dem Strafgeſetzbuche beſtrafen will. Der Ausbruch
des Streiks erſcheint nach der jetzigen Lage der Dinge unver-
meidlich.

Die Univerſität Rom, die wegen der Kundgebungen
gegen und für Genoſſen Ferri geſchloſſen worden war, iſt,
nachdem die Studenten ſich beruhigt haben, wieder eröffnet
worden.

Jtalien. Skandale im Süden gehören zur Tages-
ordnung. Jn Meſſina iſt eine vornehme Dame, die
Marquiſe di Caſſilsla, verhaftet worden. Sie hatte ihre zwei
Advokaten, Patti und Catania, denunziert, ſie hätten ihr für die
Summe von 300000 Fr. ihre Unterſtützung in einem Erbſchafts-
prozeſſe angeboten, in welchem es ſich um ungeheure Summen
handelt; auch ihr Beichtvater iſt jetzt verhaftet worden.

Schweiz. Der älteſte Fabrikinſpektor, Dr. Schuler,
hat in der vorigen Woche ſeinen Abſchied genommen. Derſelbe
hat ſein Amt 24 Jahre bekleidet. Jn den erſten zehn Jahren
ſeiner Thätigkeit hatte er ſchwer mit dem Widerſtande der
kapitaliſtiſchen Unternehmer und der Rückſtändigkeit der Arbeiter
zu kämpfen. Seine Erfahrungen ſind in ſeinen wertvollen
Amtsberichten niedergelegt worden. Die Laſt des Alters zwingt
Dr. Schuler zur Aufgabe ſeines verantwortungsvollen Amtes.
S ſchweizer Arbeiterſchaft wird ihn in gutem Andenken be-
jalten.

England. Der Antiſemitismus hat bisher in England
keinen rechten Boden finden können. Jn der letzten Zeit ſcheint
aber auch dieſe Richtung des politiſchen Lebens bemerkbar zu
werden. Kürzlich hat ein Engländer Barmiſter eine Broſchüre
unter dem Titel: England unter jüdiſcher Herrſchaft veröffent-
licht. Ferner hat in einer der letzten Parlamentsſitzungen der
konſervative Abgeordnete Gibſon eine antiſemitiſche Rede ge
halten, in welcher die Juden beſonders als Brotwucherer hin
geſtellt wurden.

Auch in Arbeiterkreiſen, beſonders im Oſtende von London,
iſt die Stimmung gegen die Juden keine freundliche weil be-
ſonders die Wohnungsnot durch die Juden geſteigert wird.

China. Die erſte Kriegsentſchädigungsrate iſt
am Freitag von der chineſiſchen Regierung an die Bankkom-
miſſion in Schanghai gezahlt worden.

Uneinig ſind wieder einmal die Mächte in
Ehina. Den Times wird aus Peking gemeldet England und
Japan proteſtieren energiſch gegen die Verletzung ihrer Ver
tragsrechte, die darin liegt, daß der Ruſſiſch-Chineſiſchen Bank
für die Provinzen der Mandſchurei Vorzugsrechte gewährt
werden ſollen, nämlich das thatſächlich ausſchließliche Recht in
Bezug auf Handel, Jnduſtrie, Bergbau und Eiſenbahnweſen;
ſie finden darin die Unterſtützung der Vereinigten Staaten, ſie
widerſetzen ſich dabei aber in keiner Weiſe dem Abſchluß eines
billigen Abkommens zur Wahrung der Eiſenbahnintereſſen
Rußlands in der Mandſchurei. Die Unterzeichnung des
Mandſchurei- Abkommens iſt deshalb verſchoben worden. Deutſch
land hat in der Angelegenheit keine Schritte gethan es hat im
Gegenteil vielfach erkennen laſſen, daß es Rußlands Politik
billige.

Der Krieg in Südafrika.
Die offizielle engliſche Antwort auf die Vorſchläge der hol-

ländiſchen Regierung wird am Dienstag veröffentlicht werden.
Dieſelbe wird wie ſchon mitgeteilt, ablehnend ausfallen, und
es iſt ganz gleichgiltig, ob die Form eine höfliche oder ſchroffe
iſt. Die Thatſache ſteht feſt, daß der Krieg ſeinen Fortgang
nimmt.

Was derſelbe England ſchon gekoſtet hat, geht aus den Zahlen
hervor, die der Staatsſekretär des Krieges Brodrick im Unter-
haus gegeben hat. Darnach betrugen die Kriegskoſten im Etats
jahr 1900/1901 63 Millionen Pfund Sterling (ca. 1265
Millionen Mark). Jm Etatsjahr 1901/1902 werden die
Koſten 61 Millionen Pfund Sterling betragen.

Einen Teil des Jahres hindurch zählte das Kriegsheer in
Südafrika 250000 Mann, am 1. Januar dieſes Jahres 237 000
Mann. Jm Durchſchnitt wurden monatlich 24000 Pferde ge
kauſt. Mit dem Troß betrug die Geſamtwahl der dem Kriegs-
heere angehörenden 250 000. Die Regierung mußte durchſchnitt
lich 208000 Pferde und Maultiere, 30000 Ochſen, 27 000 gefan-
gene Buren und 150000 Köpfe der Burenbevölkerung unter
halten. Die monatlichen Ausgaben haben ſich von 51/2 auf
4/2 Millionen vermindert.

Auf dem Kriegsſchauplatze wird ein wahres Keſſeltreiben
gegen de Wet veranſtaltet. Nicht weniger als 23 Kolonnen
ſind auf den Beinen, um den gefürchteten Burenführer zu
fangen.

Sriefkaſten der Redaktion.
Weißenfels. Wir haben Jhre Anfrage damals beantwortet.Sie be die betr. Notiz jedenfalls überſehen. Alſo: Niemand

hat das Recht, Jhre Gefängnisſtrafe Jhnen zum Vorwurf zu
machen. Wegen des Ausdrucks Zuchthäusler können Sie die
Beleidigungsklage anſtrengen.

und der Redaktion nur mittags von 772 vie

Bevrantwortlicher Redakteur: A. Weiſemann in daſ
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Mitglieder Veprſnumumlung.Die wirtſwaftiiche Kriſe und die Gewerkſchafts
2. Gewerkſchaftliches.

Tagesordnung: 1.
bewegung. Referent: Kollege Reyer, Leipzig.

Zahlreiches Erſcheinen der Kollegen erwartet Der Vorſtand.

990sbor s Bellevue“,
Mittwoch den 5. Februar er. T

Elite-Masken- Ball.

druck gewüährt. S Konzert von 2 Musikkapellen.
von heute ab im Lokale ausgestellt sind. Eintrittspreis:

Einlass 7 Uhr.

„Spanischer Karneval in den Festräumen der Alhambra bei Granada“.
J Saal und Kolounaden sind im maurischen Styl farbenprächtig und höchst efſektvoll dekoriert
und versetzen die Besucher in die herrlichen Gefilde bei Granada in Südspanien.

Die Nebenräume bieten, als originelle spanische Nationalkneipen hergerichtet, ge-
mütlichen Aufenthalt sodass das Ganze einen anheimelnden und zugleich vornehmen Ein-

Damenmasken und die originellste Herrenmaske erhalten gediegene, wertvolle Preise, gſe
An der Abendkasse 1 Mk. Im

Vor verkaufe 7 75 Pf., bei den Herren Steinbrecher C Jasper, Fritz Niemeyer u. Fr. Reuter.

Die 3 schönsten

Beginn des Festes S Uhr.

Zentralverband der Zimmerer
Dienstag den 4. Februar abends Punkt S Uhr bei Streicher

Mitglieder VersammI um
Tagesordnung. 1. Befreiung der arbeitsloſen Mitglieder vom

Beitrag. r Zentralvorſtandes über die Arbeitsloſigkeit unterden Mitgliedern nträge und Verſchiedenes.
Die Tagesordnung erfordert ichen Beſuch der Mitglieder.

Der Vorſtand. J. A. Brünner, Vorſ.NB. Die Bauarbeiterſchutz- Verſammlung iſt noch verſchoben worden.

Schüfzenhaus Aeitz-Mittwoch den 5. FebruarI. Abonnements K omzert
von der ſtädtiſchen Kapelle zu Zeitz.

Nach dem Konzert ein Tänzchen.
Anfang 8 Uhr. Entritt an der Kaſſe 40 Pf.

In Anſ

Beſtellungen auf

An frei Aktund enwerden von ſämtlchen Austrägern des Da lesblattes entgegengenommen ſowie
von der

Volksbuchhandlung, Geiſtſtraße 21,
Hof parterre

Apollo- Theater
Direktion: Gustav Poller

am Riebeckplatz, nächſte Nähe v. Hauptbahnhof.
Donnerstag den 6. Febr. abds. 7 Uhr

v „ſämtlichen. wunderbar dekorierten Räumen
„Apollo-Theaters“. Muſikkorps.Drimtjerang der 5 ſchönſten Damen

Masken. „Zum Brauſtübl“. Mitwirkung
des „Germania Enſembles“ und derſär ntl ich engagierten Künſtler.

Polonaiſe durch die geſamten Räume.
Maskenbillets für Herren 2 Mk., für Damen1 Mk. Zuſchauerbill. Loge u. I. Rang 2.50 Mk.
Saalfoyers 1,50 Mk. vorherige An
5 meldung: ganze Loge 20Theaterbureau vorm. 11--1 Uhr, r in ſämtlichen

e

Vorverkauf im
bekannten Verkaufsſtellen.

Sämtliche Paſſepartouts ſowie die zu den Theater Vorſtell. gelt.
Vorverkaufs- Preis Ermäßigungen ſind an dieſem Tage e

de

gr. Elite-Maskenfest

Feſtzug u. J

Direktion: R nrd len

Das
Elite-Rieſenprogramm

Die weltberühmte

Jones Hilliard Truppe
die erſte u. OriginalTruppe d. Welt.
Senſ. Original BicyeleRennAkt
auf der Patent-Bühnen-Rennbahn.

Frl. Milly Capell
Orig.-SportingAkt. 1 arabiſcherVollbluthengſt mit Hundemeute.

Matweet-Hugoston-
Truppe. Ruſſiſche Can -Akrobaten.

Das Leo Tardy-Trio
Bravour-Luft- Gymnaſtiker.
The Nesadsons
Muſikaliſche Pflaſterer

Prères Ieo
Exercitien am dreifachen Reck.

La Rose D'Arcansas
genannt: Die tanzende Seeceſſion.

Margarethe Goston
Geſangs-Soubrette.

Amanda Nordstern
Weiblicher Humoriſt.

Max Zerner
Geſangs- und Charakter- Humoriſt.

American Bioscope
Senſation. lebende Photographien.
Anfang 8 Uhr. Ende geg. 11 Uhr.

I

„„De Wet“,hochſeing SForre, 10 Stück Pf.
Rippentabak Pfd. 20 Pf.ne von Nottrodt Co. empf.

tto Rosendaum, Rerſeburgerft. 13.

Direktion: Gastav Poller
am Riebeckplatz, nächſte Nähe vom

Hauptbahnhof.
9lß-enle7

Säglich abends 7 Uhr Gaſtſpiel der weltberühmten, in ihren Leiſtungen

einzig daſtehenden

o Original -Bicycle-Renn-Truppe
vom „Alhambra-Theater“ zu London.

u. Kunſtfahrer auf der eigens auf der Bühne errichteten
Rennbahn mit 659 Steigung.

Die Truppe iſt die Erfinderin dieſer ſenſationellen Einrichtung
und zugleich die einzige der Welt, die auf dieſer Bahn mit

Tandem-BRiey cle Wettfahren veranſtaltet.
Die Kunſtfahrer Kurgess Staig ſind der internationalen Rad-
ſportwelt beſtens bekannt und ſtehen in ihren Leiſtungen unerreicht da
Die Truppe iſt die einzig exiſtierende, deren Fahrfläche voll
kommen durchbrochen iſt, ſodaß eine genaue Kontrolle dem Pub-
likum ermöglicht wird während anderſeits von dem Fahrer diegrößte Leiſtungsfähigkeit verlangt wird.
Die Renntruppe benutzt zu ihrem Wett- und Kunſtfahren nur
gewöhnliche Straßzenrenner, alſo keine Trikräder. Die Be
ſang derſelben ſteht Fachleuten, ſowie den geehrten Beſuchern
tets frei

Os Germamnias,
Damen-Verwandlungs-, Geſangs und Tanz-Enſemble.

8 Damen. Pompöſe Koſtüme. 8 Damen.U. a. „Die AmazonenGarde“,
ſowie das übrige, völlig neue, große Programm.

Anfang 8 Uhr. Ende gegen 11 Uhr.

in schwarz, weiss und
farbig, nur preiswerte und

solide Qualitäten.

Teiabräeohe
in allen Preislagen und grosser

Auswanl.

H. C. Woecddy-Pönieke

Leipzigerstrasse 6.

Selbſtget logtes Muumennus

Rübenſaft O

Dienstag Schlachtefeſt.
deueſt traße II.

r NarrenkappenK andis Syrup Gesichtsmasken
Stärke- Syrup originell und billig.

à Pfd. 16 Pf., zMargarine C. F. Ritter
à Pfd. 70 Pf., offeriert Leipzigerſtraße 90.

A. Trautweim
Groſze Ulrichſtraße Z31. J braun u. weiß, Sonntag inKleine Sohn ofgtt Sander t. u

Halke a. S., Februar 1902.

A. Dietaseholscdl, Zeitz,

welches allen Bier-Konſumenten als unr vorzüglich empfehlen kann.

Gleichzeitig empfehle alle übrigen Sorten Wiere in Gebinden und Jlaſchen, als:

Pilsener., Hüncohener.
frei Gelaß zum Bezuge angelegentkichſt. Drompte Bediennung.

Lnager-,

Friedr. Günther.

Mittwoch den 5. Februar d. J. beginne mit dem Ausſtoß meines

es,
Weizen und Weiss bier

Hochachtend

Verlag und für die Jnjerare berantwortlich:T E2 S re mAun u ſt Groß S Drug der Halleſchen Genoſſenſchafts Buchdruderei (E. G. m. v 9 Halle a a. S
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Sechs Stimmen aus dem Jenſeits.

An die Adreſſe des Bachem.
(Verl. Volksztg.

Und das wagen Profeſſoren
dem deutſchen Volke zu bieten, wo
jeder Menſch doch weiß, daß die
tkatholiſche Kirche von jeher
einer der eifrigſten Förderer
der Wiſſenſchaft geweſen iſt,
der Wiſſenſchaft auf allen Ge-
bieten

Abg. Dr. Bachem
im Deutſchen Reichstage am

11. Januar 1902.

„Nicht neun Jahre, ſondern viermal neun Jahre habe ich
meine Schrift bei mir zurückgehalten, bis endlich hervor-
ragende gelehrte Männer in mich drängten und mir vor-
hielten, daß ich mich nicht länger aus Furcht weigern
dürfe, ſie zu veröffentlichen.“ Alſo ſchrieb ich in meiner Vor-
rede zu meinem Buche De Revolutionibus, worin ich die
Sonne als Mittelpunkt unſerer Welt bezeichnete. Als ich auf
meinem Sterbebette lag, ordnete ich den Druck an und las
noch den erſten Bogen. Aus Angſt vor der Jnquiſition
unterdrückte mein Verleger die von mir geſchriebene Vorrede
und veröffentlichte die Ergebniſſe meiner vierzigjährigen
Studien vorſichtig als „Vermutungen“. Das geſchah nach
meinem Tode im September 1543. Jn Rom aber wurde
anno 1616 folgendes die Gläubigen bindende Gutachten ab-
gegeben

„Zu behaupten, daß die Sonne unbeweglich im Mittelpunkt
der Erde ſtehe, daß dagegen die Erde eine tägliche Um-
drehung habe, iſt abſurd, philoſophiſch falſch und als
förmliche Ketzerei zu verfolgen, da es in ausdrück-
lichem Widerſpruch zur heiligen Schrift ſteht.“

Mein Werk wurde auf den Jnderx geſetzt und öffentlich ver
brannt. Meinem Schüler Galilei wurde dieſes Verbot bei
ſeiner erſten Vernehmung durch die Dominikaner anno 1632
feierlich verkündigt. Mein Werk blieb auf dem Verzeichnis
der den Katholiken unterſagten Bücher; denn Papſt Pius IX.,
Maſtai Feretti, welcher mit eigenen Augen in der Peters-
kirche das Experiment des Foncauldſchen Pendels und die
Drehung der Erde beobachtete, hielt wider beſſere Erkenntnis
das Verbot aufrecht.

Nikolaus Kopernikus, Domherr.

Jch erhob im Angeſicht des geſtirnten Himmels die
Zweifelsfrage „Und wenn unendliche Welten beſtänden
Dafür habe ich anno 1558 zu Rom den Scheiterhaufen
beſtiegen.

Aonius Palearius, Naturforſcher.

„Der Geiſtlichkeit darf keinerlei weltliche Gerichtsbarkeit zu
ſtehen. Der Papſt iſt dem Konzil unterworfen das
Konſtanzer allein hat ihrer drei als unwürtige Verbrecher ab-
geſetzt und verurteilt (Johann XII, Coſſa, Gregor XII. Correr
und Benedikt III. Luna); ſo kann die Chriſtenheit auch ohne
Papſt beſtehn.“ Für dieſe Lehre wurde ich zur Verantwortung
gezogen im Vertrauen auf das Kaiſerwort des ſicheren Ge-
leits zog ich nach Konſtanz. Die Kirche belehrte den Kaiſer
Sigismund, daß der Bruch des einem Ketzer geleiſteten Eid-
ſchwurs ein Gott wohlgefälliges Werk ſei. Einen wohl-
unterrichteten und ſittenſtrengen Gelehrten
nannten mich meine Gegner, die mich anno 1415 auf den
Scheiterhaufen führten. Als gleichzeitig mein Richter, Papſt
Martin V. Colonna Konſtanz mit ſeinem glänzenden Gefolge
verließ, folgten ihm 1500 öffentliche Dirnen über den Geiz,
die unerſättliche Habſucht und die rechtswidrige Verſchenkung
der Kirchengüter an ſeine Verwandten durch dieſen Papſt
ſchreibt der Kardinal Egidius „Jn dieſer Zeit ging über
den Gewinn von Reichtümern und Macht die Autorität der
Tugend verloren.“

Johannes Hufz, Profeſſor.

Als ich ſiebzig Jahre alt, blind und durch ein ſchweres
Bruchleiden körperlich ganz hinfällig geworden war, mußte ich
anno 1633 im Donminikanerkloſter der Minerva zu Rom
knieend meinen verruchten, verſtockten und verderblichen Jrr-
tum vom Zentralſtand der Sonne und der planetariſchen
Bewegung der Erde abſchwören und blieb bis zum
Tode meiner Freiheit beraubt.

Galileo Galilei, Phyſiker.

Da mein Buch über die triumphierende Beſtie von den un-
wiſſenden Mönchen in allen Teilen mißverſtanden wurde, hielt
mich die römiſche Jnquiſition ſieben Jahre lang in
unterirdiſchem Kerker feſt, erzwang für wenige
Wochen durch die Folter eine Umdeutung meiner Lehre
vom unendlichen Raum und zahlloſen Sonnenſyſtemen und
verurteilte mich wegen Verſtocktheit als „Ketzerfürſten anno
1600 zum Feuertode. Aber noch volle 300 Jahre ver-
folgten die Diener der Kirche mein Andenken in Furcht und
Zittern das von den Jeſuiten verwaltete Archiv des Vatikans
verweigert bis zur Stunde jedem Forſcher die Einſicht in die
Akten meines Prozeſſes und meiner Verteidigung.

Giordano Bruno, Pantheiſt.

Die Erſcheinungen der Natur ſind weiſen, alle bezwingenden
Geſetzen voll Harmonie und Schönheit unterworfen das habe
ich in meiner gelehrten Schrift Amphitheater der ewigen
Vorſehung nachgewieſen und bin dafür anno 1619 zu Toulouſ-

ohne Widerruf zum Scheiterhaufen gee
ſchritten. Lueilius Vanini, Aſtronom.

Deutſcher Reichstag.
132. Sitzung. Sonnabend, den 1. Februar 1902, 1 Uhr.

Am Bundesratstiſch: Graf Poſadowsky.
Die zweite Beratung

des Etats des Reichsamts des Jnnern
wird ſortgeſeht.

Unter Allgemeine Fonds werden als Beitrag des Reichs
zur Unterhaltung des in Bern errichteten inter-nationalen Bureuns des Verbandes zum Schutze des
gewerblichen Eigentums 3000 M. gefordert.

Halle a. 5 Dienstag den 4.

Abg. Dr. MüllerMeiningen: Hoffentlich wird das inter-
nationale Recht auf dem Gebiete der Bekämpfung des unlauteren
Wettbewerbes noch weiter ausgeſtaltet. Zu wünſchen wäre ein
Beitritt des Reiches zum Madrider lUebereinkommen zum
Schutze der gewerblichen Bezeichnungen.

Geheimrat Maufßz erklärt die Erfüllung dieſes Wunſches für
unmöglich, da die Beſtimmungen dieſes Uebereinkommens mit
unſerer Geſetzgebung nicht übereinſtimmen.

Der Titel wird bewilligt.
Beim Titel Zur Förderung der Seefiſcherei erwidert auf eine

Anfrage des Abg. Fürſt zu Jnn- u. Knipphauſen (konſ.)
Staatsſekretär Graf Poſadowsky: Die Errichtung von

Schonzeiten und Schonrevieren iſt notwendig, aber ſehr ſchwierig.
Wir ſind der internationalen Kommiſſion zur Erforſchung der
nordiſchen Meere beigetreten, welche ſich mit dieſer Frage be
faſſen ſoll.

Abg. Dr. Pachnicke (Freiſ. Vg.), fragt, ob diesmal die volle
Summe von 400000 M. für die Förderung der Hochſeefiſcherei
ausgegeben worden iſt, und ob den Fiſchern in Norderney der
im vorigen Jahre nachgeſuchte Schutz zu teil geworden iſt.

Staatsſekretär Graf Poſadowsky erwidert, daß im Laufe
der Jahre 700 000 M. zur Förderung der Hochſeefiſcherei er-
ſpart ſeien, trotzdem alle Wünſche berückſichtigt ſeien. Die
Norderneyer Fiſcher haben die gewünſchte Unterſtützung er-
halten.

Der Titel wird bewilligt.
Bei der Forderung von 30000 M. für die Herausgabe der

Nachrichten für Handel und Jnduſtrie wünſcht
Abg. Paaſche (natl.), daß das wertvolle Material dieſer
Zeitſchrift jedem Jntereſſenten unentgeltlich zur Verfügung ge-
ſtellt wird.

Der Titel wird bewilligt.
Als Koſten der Maßregeln gegen die Reblauskrankheit werden

1000 M. verlangt.
Abg. Deinhard (natl.) warnt vor Experimenten mit ameri-

kaniſchen Reben.
Präſident des Reichsgeſundheitsamts Dr. Köhler: Es ge-
ſchieht alles, um eine Uebertragung der Reblaus auf den deutſchen
Weinbau zu verhindern.

Der Titel wird bewilligt.
Beim Titel Belaſtung des Reiches aus den auf Grund des

ſage kdenveekaherungsgeietzes zahlbaren Renten (38 166 000 Mk.)
rag
Abg. Dr. Crüger (Freiſ. Vp.) an, ob die Poſtanſtalten an-

gehalten werden können, auch den Umtauſch von gültigen Jn-
validen-Verſicherungsmarken, die nicht mehr zur Verwertung
kommen können, vorzunehmen.

Staatsſekretär Graf Poſadowskhy erwidert, ſich zur Regelung
dieſer Frage mit dem Staatsſekretär des Reichspoſtamts in
Verbindung ſetzen zu wollen.

Der Titel wird bewilligt.
Zur Förderung des Abſatzes land wirtſchaftlicher

Erzeugniſſe und zur Unterſtützung wiſſenſchaft-
licher, techniſcher und ähnlicher allgemeiner Be-
ſtrebungen auf dem Gebite der Landwirtſchaft
werden 90000 Mk. angeſetzt.

Abg. Herold (Zentr.) betunt die Notwendigkeit einer inter-
nationalen Statiſtik und eine regelmäßigen Berichterſtattung
über die Lage des Getreidemarſts.

Staatsſekretär Graf Poſadowsky: Ein Organ der land-
wirtſchaftlichen Verbände, das das ſtatiſtiſche Material ohne
Polemik veröffentlicht, könnte wohl finanziell unterſtützt werden.

Der Titel und damit das Kapitel Allgemeine Fonds wird
bewilligt.

Beim Kapitel Ueberwachung des Auswanderungs-
weſen s wünſcht

Abg. Cahensly (Zentr.), daß die Zwiſchendecks der Aus-
wandererſchiffe von ſeiten der Auswanderungskommiſſare mehr
beachtet werden. Das Kapitel wird bewilligt. Es folgt das
Kapitel: Reichsſchulkommiſſion.

Abg. Eickhoff (Freiſ. Vp.) wünſcht, daß alle höheren Lehr-
anſtalten zum mediziniſchen Studium zugelaſſen werden, daß
ferner eine, dem 8 6 der neuen Prüfungsordnung für Mediziner
analoge Beſtimmung den anderen höheren Schulen auch das
juriſtiſche Studium ermögliche. eStaatsſekretär Graf Poſadowsky: Die preußiſche Staats-
regierung hat ſich bereits ſchlüſſig gemacht, die Alit rienten von
Realgymnaſien und Oberrealſchulen zum juriſtiſchen Studium
zuzulaſſen, ſelbſtverſtändlich müſſen ſie ſich über Lateinkenntnis
ausweiſen.

Abg. Kirſch (Zentr.): Vor allem nüßten die Abiturienten
ſo viel Latein können, um das Corpus im Urtext kennen

zu lernen. eAbg. Dr. Herzfeld (Soz): Die Erklärurg des Staats-
ſekretärs begrüße ich mit Freuden. Ich habe mich zum Wort
gemeldet, um einiges über die mecklenburgiſchen Vo keſchulzuſtände
zur Sprache zu bringen. Dort ſind 10 Proz. der Volksſchulen
ſeit Jahren unbeſetzt. (Hört! hört! b. d. Soz.) Eine einheit-
liche höchſte Schulbehörde giebt es nicht, früher bildete der Groß-
herzog dieſe Behörde. Jetzt beſteht das Schulkollegium faſt nur
aus Rittergutsbeſitzern. Dieſe beſorgen auch die An-
ſtellung der Lehrer. Jeder auf einem Gute Angeſeſſene hat
3 Mark Schulgeld zu zahlen dagegen ſind die Rittergutsbeſitzer,
Pächter und Paſtoren von demſelben befreit. Außer Naturalien
erhalten die Lehrer nur 360 Mark JTahresgehalt.
(Hört! hört! b. d. Soz.) Jn des allerletzten Zeit haben ſie noch
eine Alters zulage erhalten, die von 5 zu 5 Jahren 100 Mark
beträgt, ſo daß das bare Gehalt nach 15 Jahren 660 Mk. be-
trägt. Solche Zuſtände müſſen natürlich zur Landflucht der
Arbeiter führen und man kann es einem mecklenburgiſchen Ar-
beiter nicht übel nehmen, wenn er das Land flieht, wo ſeine
Kinder eine ſolche Ausbildung erhalten. Wir verlangen daher
ſeitens des Staates eine beſſere Fürſorge für das dortige Schul-
weſen. (Bravo! b. d. Soz.)

Staatsſekretär Graf Poſadowsky erwidert, daß die Reichs
ſchulkommiſſion die Wünſche des Vorredners nicht erfüllen kann.
Sollte das Volksſchulweſen dem Reiche unterſtellt werden, ſo
wäre eine Verfaſſungsänderung nötig und dafür würden die
verbündeten Regierungen nicht zu haben ſein.

Abg. Dr. Müller-Sagan (Frſ. Vpt.) hält die Zuſtände in
Mecklenburg für ſehr beklagenswert. Der Reichskanzler könnte
auch in dieſem Falle bundesfreundlich einwirken.

Abg. Eickhoff (Frſ. Vpt.) ergänzt die Ausführungen des Abg
Herzfeld und weiſt auf die ſchlechten Beſoldungsverhältniſſe der
mecklenburgiſchen Gymnaſiallehrer hin.

Abg. Dr. Pachnicke (Frſ. Vgg.): Die mecklenburgiſche Re
gierung iſt an den traurigen Verhältniſſen nicht ſo ſchuld wie
die Ritterſchaft. (Vizepräſ. Büſing bittet den Redner, nicht
auf die ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe Mecklenburgs einzugehen.)
Wir müſſen hier darauf dringen, daß die mecklenburgiſche Ver-
faſſung geändert werden muß. Dies iſt uns aber nur mit Hilfe
des Zentrums möglich.

Abg. Kirſch (Zentr.): Hoffentlich giebt die mecklenburgiſche
Regierung auch in der Verfaſſungsfrage eine ſo befriedigende
Erklärung, wie in der Paritätsfrage ab. Wir ſind gegen die
Staatsſchule, ſowohl in Mecklenburg wie anderwärts.

Abg. Dr. Oertel (konſ.): Jch bin gegen allzu vieles
Reformieren auf dem Gebiete des Schulweſens
(Sehr richtig! rechts.) und für Gleichberechtigung der Real-
gymnaſien und Gymnaſien.

Das Kapitel wird hierauf bewilligt.

Februar 1902

Kap. Statiſtiſches Amt tritt WernerBeim
(Antiſemit) für Beſſerſtellung der expedierenden Sekretäre ein.

Das Kapitel wird bewilligt.
Es ſolat das Kap. Normal-Aichungskommiſſion.
Abg. Müller Meiningen (Freiſ. Volksp.) fragt anu, ob ein

Geſetz betr. Aichung der Bierfäſſer bald eingehen werde.
Staatsſekretär v. Poſadowsky: Ein ſolches Geſetz iſt fertig-

Abg.

geſtellt. Es ſchweben nur noch Verhandlungen über die Höhe
der Gebühren für die Aichung.

Das Kapitel wird bewilligt.
Es folgt das Kapitel: Geſundheitsamt. Hierzu liegt eine

von allen Parteien unterſtützte Reſolution Lenzmann (Freiſ.
Volkspartei) vor, die die Regierung erſucht, bald einen Geſetz
entwurf vorzulegen, welcher die Grundſätze feſtſtellt, wodurch
die Aufenthaltsverhältniſſe und die Aufnahme von Geiſtes
kranken in Jrrenanſtalten, ſowie die Entlaſſung aus denſelben
reichsgeſetzlich geregelt wird.
Abg. Lenzmann (Freiſ. Volksp.) begründet ſeine Reſolution.
Es giebt 66 000 Geiſteskranke in den deutſchen Jrrenanſtalten,
und das Reich hat alle Urſache, dieſen den nötigen Schutz zu
gewähren. Der Reichstag hat bereits 1897 einen gleichen Antrag
ohne Widerſpruch angenommen. Eine reichsgeſetzliche Regelung
iſt hier dringend nötig. Redner führt als Beiſpiel den Fall
des Fabrikanten Pätzold in Auerbach an, der von den Behörden
für blödſinnig erklärt worden iſt. Nach der Broſchüre des Ge-
heimen Medizinalrats Flechzig iſt aber ganz klar, daß dies
nur geſchehen iſt, um eine unbequeme Perſönlichkeit zu ent-
fernen.

Jch bitte Sie, meinen Antrag wieder einſtimmig anzunehmen,
damit der Bundesrat ſich von der Notwendigkeit der reich
geſetzlichen Regelung dieſer Materie überzeugt. (Bravo! links.)

Staatsſekretär Graf Poſadowsky: Die preußiſche Regierung
hat mir ſeiner Zeit auf meine Anfrage geantwortet, daß in den
einzelnen Provinzialreglements ausreichende Garantien dagegen
gewährt ſeien, daß geſunde Perſonen in verbrecheriſcher Abſicht
in Jrrenanſtalten gebracht oder dort zurückgehalten werden
können. Sollte der Antrag Lenzmann wieder Annahme finden,
ſo werde ich mich mit den übrigen Regierungen in Verbindung
ſetzen, um die jetzige Stellung der Regierungen gegenüber
dieſem Antrage zu erfahren.

Abg. Auntrick (Soz.): Jch hatte im vorigen Jahre eine Fülle
von Mißſtänden aus den verſchiedenſten Krankenhäuſern hier
zur Sprache gebracht. Die Antwort war, daß Reviſionen ſtatt
gefunden haben dieſe haben aber keinen Wert, da ſie früher
ſchon angezeigt werden und die Regierungsvertreter dann alles
in beſter Ordnung finden. Die Urſachen dieſer Mißſtände
liegen lediglich im Mangel an finanziellen Mitteln. Die
Zuſtände in den Krankenhäuſern ſind ſogar in Berlin unzu-
reichend. Viel ſchlimmer aber ſteht es in der Provinz. Eine
große Zahl von Kommunen bauen aus Mangel an Geld oder
Einſicht keine Krankenhäuſer. Jn Schönfließ, Schwiebus und
Wriezen herrſchen beſonders unhaltbare Zuſtände. Jn Sprem-
berg mußte die bürgerliche Kommune erſt von oben gezwungen
werden, ein neues Krankenhaus zu bewilligen. Jn dem einen
beſtehenden gab es nur einen einzigen Krankenwärter. Jn einer
noch größeren Stadt, Kottbus, giebt es auch nur ein Kranken-
haus mit 46 Betten. Dabei giebt es dort 16--17000 Kranken-
kaſſenmitglieder, dort giebt es keine chirurgiſchen Jnſtrumente,
keinen Operationsſgal, auch der Arzt muß immer erſt geholtwerden. Kottbus iſt im Landtag konſervativ vertreten, aber der

Herr Abgeordnete hat mehr für die agrariſchen Jntereſſen zu
ſorgen. Die Arbeiter, die in der Stadtverwaltung keinen Ein
fluß haben, haben ſich in einer Eingabe an mich gewandt, damit
ich hier ihre Klagen vorbringe. Dieſe Petition kam auch in
der Kottbuſer Stadtverordnetenverſammlung zur Sprache.

Bei dieſer Gelegenheit ſtellte der Kottbuſer Krankenhausarzt
ſelbſt feſt, daß man in Kottbus ein Krankenhaus mit mindeſtens
100 Betten brauche. Jetzt ſeien alle Zimmer beſetzt, ſo daß er
ſogar einen Geiſteskranken in demſelben Zimmer mit einem
anderen Kranken habe unterbringen müſſen. (Hört! hört!)
Wenn hier die preußiſche Regierung eine Reviſion hat vor-
nehmen laſſen, ſo trifft ſie die Mitſchuld an den ſchandbaren
Zuſtänden. Wenn hier eine Epidemie ausbricht, fehlt jede
Möglichkeit die Kranken unterzubringen. Jch behauptete ſeiner
Zeit, datz es heute möglich ſei, daß ein als krank verdächtiger
Menſch in ein Krankenhaus komme und dasſelbe mit einer
ſchweren Krankheit, die er ſich dort geholt hat, behaftet, wieder
verlaſſe. Solche Fälle ſind leider vorgekommen. Es iſt kon
ſtatiert worden, daß im Eliſabethkrankenhauſe in Berlin in
einem Jahre 40 Kinder an Gonorrhoe erkrankt ſind. Wo
bleiben da die Beſtimmungen des Seuchengeſetzes, wenn in
ganz ruhigen Zeiten ſolche Anſteckungen nicht verhindert wer-
den können Jn einem anderen Falle, im Braunſchweigiſchen,
erhielt ein ſcharlachkranker Arbeiter lange Zeit hindurch kein
Waſſer zum Waſchen. (Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.
Solche Zuſtände dürfen in einem geordnetem Staatsweſen nicht
vorkommen. Die ganze Frage iſt eine Geldfrage, ich wende
mich nicht gegen Perſonen, ſondern gegen das ganze Svſtem.

Redner geht im weiteren auf die Mißſtände im Berliner
Bethanienkrankenhaus ausführlich ein. Ueberall werde über
Mangel an Wärtern geklagt. So ſieht es in den beſten Ber-
liner Krankenhäuſern aus, wie nun erſt in der Provinz. Es
fehlt häufig auch an einem gutbezahlten Aerzteperſonal. Die
Aerzte ſind auch auf die Privatpraxis angewieſen, und darunter
leidet die Behandlung der Kranken in den Krankenhäuſern.
So liegt vor mir ein Brief eines früheren Kreisphyſikus in
Deſſau, der in einer Zuſchrift an die anhaltiſche Regierung den
leitenden Arzt des Bernburger Krankenhauſes Dr. Hagemann
beſchuldigt, Menſchenleben gefährdet zu haben. Dieſer Herr iſt
jetzt Miniſter in dieſem Einzelſtaat. Ebenſo ſchlimm liegen
die Verhältniſſe in einem Jnſtitut am Schiffbauerdamm neben
dem Neuen Theater. Ein Verbrennungsofen befindet ſich dort
nicht. Die Leichen der mit giftigen Stoffen geimpften Tiere
(Kaninchen, Meerſchweine uſw.) werden in Papier gewickelt
und in die Keſſelfeuerung des Neuen Theaters geworfen (Hört!
hört! b. d. Soz.) Anſteckungen ſind auf n Weiſe kaum zu
vermeiden. Große Mißſtände beſtehen auch in der Berliner
Charitee. Dort bekommen die Wärter ſo wenig Gehalt, daß
ſich die beſten Kräfte aus dieſem Berufe entfernen. offe,
daß die Regierung endlich Maßnahmen gegen ſolche Mißſtände
treffen wird. Jn der Berliner Stadtverordnetenverſammlung
haben zwei Stadträte erklärt, meine Angaben ſeien unrichtig.
Sofort nachdem mir jene Aeußerungen bekannt geworden
waren, habe ich eine Verſammlung der Aerzte und des Pflegeperſonals der Berliner Krankenhäuſer einberufen und auch ſie

beiden Stadträte Bail und Straßmann eingeladen, ſig ſind abernicht erſchienen. Dort habe ich meine Anklagen Klederholt,
ohne daß dieſelben heute widerlegt worden wären. Hier muß
Abhilfe geſchaffen werden. Geſchieht das nicht, dann werden
ſich zu Zeiten einer Epidemie die Folgen zeigen, und die am
meiſten darunter leiden, werden die Arbeiter ſein. Die Ver
antwortung für die Folgen aber trägt die preußiſche Regierung.
(Bravo! b. d. Soz.)

Hierauf vertagt das Haus die Weiterberatung auf Montag
1 Uhr. (Außerdem Etat des Reichsjuſtizamts.)

Schluß 65 Uhr.



Zum Zollkrieg.
Die Hemden ſind zu billig. So bemerkt witzig die Ber

liner Volksztg. zu dem Verlangen des agrariſchen Tinten-
helden Edmund Klapper, in den Zolltarifentwurf folgende
Sätze einzufügen: 8 M. Zoll für 100 Kilo Rohflachs, 12 M.
Zoll für bearbeiteten Flachs, 6 M. Zoll für Leinſaat.

Was das bedeuten will, ſieht man daran, daß Fachs (Poſi-
tion 470 im Entwurfe der Regierung jetzt zollfrei iſt und
auch im Entwurfe zollfrei iſt, während die bisher ebenfalls
zollfreie Leinſaat (Poſition 15) im Entwurfe mit 0.75 M. pro
Doppelzentner angeſetzt iſt.

hSoziales.
Die Arbeitsloſigkeit in Dresden und den Vor-

orten. Am 19. Januar haben die hieſigen organiſierten
Arbeiter (Partei- und Gewerkſchaftsgenoſſen) eine Arbeitsloſen-
zählung vorgenommen, die ſich auf jedes Haus erſtreckte.
Ueber 1000 Arbeiter haben daran mitgearbeitet. Das ſpeziali-
ſierte Reſultat dieſer Arbeit liegt jetzt vor: Von den 9959
Arbeitsloſen hatte Dresden-Altſtadt 4956, DresdenNeuſtadt
2857 und die 33 mitgezählten Vororte 2147 Arbeitsloſe an
dieſem Tage zu verzeichnen und zwar: Löbtau 722, Plauen
111, Wölfnitz 17, Neumipſch 11, Nieder-Horbitz 28, Ober-
geſterwitz 34, Ockerwitz 11, Blaſewitz 40, Seidnitz 7, Brisnitz
59, Leutewitz 55, Mobſchatz 6, Burgſtädtel 8, Naußlitz I18,
Cotta 350, Kemnitz-Stetzſch 49, Laubegaſt-Tolkewitz 93, Gohlis
12, Morbitz 5, Leubnitz-Neuoſten 71, Bannewitz 8, Schertnitz 9,
Peſtitz 9, Mockritz 30, Kaitz 48, Räcknitz 6, Torna Goppeln-
Golgeroda 26, Goſtritz 43, Grüna-Roick-Dobritz 122.

Von den 9959 Arbeitsloſen waren 5164 verheiratet und
hatten 13014 Kinder. Für alle Arbeitsloſen kommen 95 987
arbeitsloſe Wochen heraus, oder auf den einzelnen 9 Wochen
3 Tage.

Jm Alter bis 21 Jahre waren 1631, bis 30: 3718, bis
40: 2165, bis 50: 1227, bis 60: 743, darüber 350 Arbeits
loſe.

Bekanntlich wurde eine Anregung des Gewerksſchafts-
kartells, eine Arbeitsloſenzählung von ſeiten der Behörden
durchzuführen, unter Hinweis auf die hohen Koſten abgelehnt,
gleichzeitig aber auch ein außerordentlicher Notſtand von der
Stadtverordnetenverſammlung geleugnet. Jetzt kann man den
Notſtand nicht leugnen, er iſt zahlenmäßig feſtgeſtellt und die
Ziffern ſind eher zu niedrig weil zweifellos trotz der ein
gehenden und ſorgfältigen Arbeit mancher vergeſſen iſt oder die
Abgabe ſeiner Perſonalien verweigerte als zu hoch.
Jntereſſant iſt auch die Thatſache, daß das, was dem Staat
nach Poſadowskys Ausſpruch im Reichstag unausführbar, der
Stadt Dresden zu koſtſpielig war: Die Dresdener Arbeiter
ſchaft konnte es ausführen.

2105 Doppelmillionäre gab es im Jahre 1899 in Preußen.
Davon beſaß einer 265--266 Millionen. Der Herr, ein Stadt-
bewohner, beſaß 1895 erſt 203--204 Millionen. Jn vier Jahren
hat er mehr als fünf Dutzend Millionen erſpart und hat
dabei wahrſcheinlich nicht allein von Kaffee und Butterbrot ge-
lebt.

Der zweite hatte 147-148 Millionen. Seine beſcheidenen
Verhältniſſe geſtatteten ihm nur, in denſelben vier Jahren 29
Millionen ins thönerne Schweinchen zu ſtecken.

Dahinter kommen kleine Leute mit weniger als 100 Millionen.
Die reichſte Perſon auf dem Lande iſt mit einem Vermögen
von 85 Millionen veranlagt. Es folgen unmittelbar dahinter
noch drei ländliche Magnaten mit einem Vermögen von 72, 54
und 48 Millionen. Jn den Städten hat die reichſte Perſon,
abgeſehen von den zwei obenerwähnten, an der Spitze aller
reichen Leute ſtehenden Millionären nur 40 Millionen Mark.
Jm ganzen ſind mit einem Vermögen von über zwei Millionen
eingeſchätzt 2105 Perſonen, darunter 1530 in den Städten und
575 auf dem Lande.

So teilt ein Mitglied des königl. preuß. Statiſtiſchen Bureaus,
Oberregierungsrat Georg Evert in der Zeitſchrift des Bureaus
mit. Er findet das Bild, das er entwirft m nicht einſeitig
plutokratiſch.

Lokales und Provinzielles.
Halle a. S., 3. Februar.

Auf die

Frauen Oersammlung
im Glauchaiſchen Schützenhaus, welche heute abend um s!/2 Uhr

ſtattfindet, ſei an dieſer Stelle noch beſonders aufmerkſam
gemacht.

Die Freiheit des Jnſeratenteils.
Durch einen von der letzten Gewerkſchaftsverſammlung an-

genommenen Antrag, die Anzeigen der Franck-Fabrik, ſowie
der von der Arbeiterſchaft gemiedenen Lokale und jener Ge-
ſchäfte, welche angeblich beim Maurerſtreik gegen die Maurer
Stellung genommen, im Jnſeratenteil des Volksblattes zurück-
zuweiſen, hat dieſe Frage wieder einmal aktuelles Jntereſſe
erlangt und es erſcheint uns geboten, unter objektiver Würdigung
der für und gegen dieſe Maßregel beigebrachten Gründe, darauf
näher einzugehen.

Als feſtſtehend muß zunächſt gelten, daß nur eine Partei-
verſammlung bezw. die Mitgliederverſammlung des Sozial-

Vereins für das Parteiorgan bindende Be-
ſchlüſſe faſſen kann. Es iſt keineswegs angängig, daß ohne
weiteres in jeder Gewerkſchaftsverſammlung über den Jnſeraten-
teil des Volksblattes verfügt wird, da ein ſolches Verfahren der
Willkür Thür und Thor öffnen und auf die Geſchäftsführung

J mofratichenPemotrani Den

des Blattes unheilvoll wirken würde. Die nächſte Jnſtanz
für ein derartiges Verlangen iſt die Preßkommiſſion; ihr
müſſen ſolche Anträge unterbreitet werden und ſie hat zu ent-
ſcheiden. Giebt ſich die betreffende Gewerkſchaft mit dem Be
ſchluß derſelben nicht zufrieden, dann ſteht ihr die Berufung
an den Sozialdemokratiſchen Verein offen. Dieſen Jnſtanzen-
weg möchten wir allen jenen Gewerkſchaften ins Gedächtnis
zurückrufen, welche in letzter Zeit ohne weiteres die Jnſeraten-
verweigerung für irgend ein beliebiges Geſchäft beſchloſſen und
für ſelbſtverſtändlich gehalten haben, daß vom nächſten Tage
ab dem betr. Geſchäftsmann oder Unternehmer der Jnſeraten-

olksblattes verſchloſſen wird. Da ſchließlich auch ein
beſtimmten geſchäftlichen Grund-rer r r 7Arie 4 4äten verwalter werden muß, wird man dieſe Forderung keines-

wegs für unbillig halten können
dem Kernpunkt der Angelegenheit. Bei der Forde-

rung, L Anſeratenteil eines ſozialdemokratiſchen Blattes zu
ſperren für Anzeigen, welche möglicherweiſe einem Teil oder
auch der geſamten Arheiterſchaft Schaden bringen könnten und
der Schor der Hömpfenden Knüppel zwiſchen die Beine zu
werſen geeignet man ſich über das Weſen des

r ſein. Der Anzeigenteil einesJnſeratenteils Der Prrhe la

Blattes, gleichgiltig welcher Partei, iſt gewiſſermaßen ein öffent
Markt, auf dem Käufer und Verkäufer Waren verlangen und
anbieten, ſich gegenſeitig über ihre Lebensbedürfniſſe unterrich-
ten oder auch gewiſſe gemeinſame Aktionen durch Bekanntgabe
von Verſammlungen c. vorbereiten. Der Jnſeratenteil iſt alſo
ein Jnſtitut, das allen Perſonen ohne weiteres zur Verfügung
ſtehen muß. Wie die auf den Straßen ſtehenden Plakatſäulen
den Geſchäfts und geſellſchaftlichen Verkehr im großen und in
der Hauptſache für die Straßenpaſſanten vermitteln, ſo der
Anzeigenteil der Preſſe für den Zeitungsleſer. Dieſe Grund-
ſätze gelten für die Preſſe aller Parteien, die ſozialdemo-
kratiſche davon nicht ausgenommen. Es wäre nicht nur thöricht
und geſchäftsunklug, ſondern völlig unausführbar, wenn man
verlangen wollte, daß nur Sozialdemokraten den Jnſeratenteil
der Parteipreſſe benutzen dürfen.

Daraus nun ergiebt ſich die Stellung zu dem Verlangen der
Gewerkſchaften oder ſonſtiger Arbeitergruppen von ſelbſt. Sie
ſollen nicht hindern, daß der Anzeigenteil volle Freiheit hat,
dagegen nachdrücklich darauf dringen, daß im redaktionellen
Teile die Leſer von Arbeitsdifferenzen und Lokalverweigerungen
ſofort unterrichtet werden, damit ſie ihre Handlungen darnach
einrichten. Bisher hat unſere Erxpedition, gebunden durch einen
entſprechenden Beſchluß der Preßkommiſſion, Geſuche von
Unternehmern, welche mit ihren Arbeitern in Differenzen lagen,
ſowie Vergnügungs- und Verſammlungsanzeigen von Lokalen,
die uns ihre Säle vorenthalten, nicht aufgenommen. Man wird
zugeben, daß dieſer Modus zum mindeſten inkonſequent
iſt. Hebt man die Freiheit des Jnſeratenteils nach Belieben
heute und morgen auf, dann hat man kein Recht, wie es z. B.
in Weißenfels geſchehen iſt, gegen die Vorenthaltung der dor-
tigen Plakatſäulen Klage zu erheben. Oeffentliche Jnſtitute
dürfen gerade von einem ſozialdemokratiſchen Blatte am aller-
wenigſten in ihrer Thätigkeit beſchränkt werden. Das von uns
verlangte Verfahren wird auch von unſerem Zentralorgan inne-
gehalten, und man konnte während des Berliner Milchkrieges
täglich die großen Anzeigen des Milchringes leſen, während im
lolalen Teile dagegen polemiſiert wurde. Es fällt auch, um
im lokalen Rahmen zu bleiben, keinem hieſigen Blatte
ein, die Jnſerate unſerer Genoſſen, welche als Geſchäfts
leute inſerieren, zurückzuweiſen, wie denn während
der Wahlzeit unſere Partei die Wahlaufrufe regelmäßig
auch in gegneriſchen Blättern veröffentlichte. Schließlich noch
ein Wort über den Erfolg der Jnſeratenſperre. Wir ſind
der Anſicht, daß das bisher gehandhabte Syſtem weniger raſch
zum Ziele führt, als der Hinweis im lokalen Teil, daß die
Leſer bezüglich dieſes oder jenes Jnſerates ſolidariſch zu han-
deln haben. Daß ferner die bisherige Gepflogenheit gegenüber
ſolchen Lokalen, welche uns ihre Säle verweigern, wenig Er-
folg zeitigt, hat die langjährige Erfahrung zur Genüge dar-
gethan. Es iſt hier nicht der Ort, näher darauf einzugehen,
aber die Wahrheit dieſer von uns ausgeſprochenen Thatſache iſt
unanfechtbar. Da wir jedoch alle Veranlaſſung haben, die
Gewerkſchaften, die bisher einen anderen Standpunkt ein-
genommen haben, von der Berechtigung unſeres Standpunktes
zu überzeugen, ehe wir ſcheinbar ihre Jntereſſen verletzen,
ſchlagen wir das angeregte Thema zu einer Beſprechung im
Sozial demokratiſchen Verein vor. Die Beſchlüſſe der
offiziellen Parteiorganiſation ſind alsdann für beide Teile maß-
gebend.

Für die hungernden Buren.
Jn den hieſigen bürgerlichen Blättern erlaſſen eine Anzahl

Bürger einen Aufruf für die Burenfrauen und deren Kinder
in den Konzentrationslagern. Jn dem Aufruf heißt es u. a.

Aber die armen Frauen und Kinder, und die Greiſe,
denen die Waffe entſank, dieſe unſchuldigen Opfer des Krieges,
die, gefangen und in enge Lager zuſammengepfercht, kaum noch
haben, womit ſie ihre Blöße decken und ihren Hunger ſtillen,
deren Lagerſtätte der kalte, durchnäßte Erdboden iſt und die in
Elend und Krankheit ſcharenweiſe dahinſterben, ihnen gilt es,
in ihrer Notlage hilfreich beizuſtehen. Wir Hallenſer
dürfen, wo es gilt, die Barmherzigkeit werkthätiger Liebe zu
üben, nicht fehlen. Deshalb bitten wir alle unſere Mitbürger
Frauen wie Männer auch an ihrem Teile die entſetzliche Not der
armen Burenfrauen und Kinder lindern zu helfen.“
Unterzeichnet iſt der Aufruf von den Herren Geheimrat Crönert,
Geheimrat Prof. Dr. Droyſen, Stadtrat Elze, Prof. Fränkel,
Maurermeiſter Friedrich, Konſiſtorialrat Profeſſor Dr. Hering,
Prof. Dr. Kautzſch, Generaldirektor Kuhlow, Kommerzienrat
Lehmann, Prof. Dr. Mehnert, Prof. Dr. Schenck, Landgerichts
präſident Dr. Schmidt, Oberbürgermeiſter Staude, Geheimer
Medizinalrat Prof. Dr. Weber, Generalleutnant v. Ziegner
und anderen. Es ſpricht für das chriſtliche Mitgefühl der
Herren, daß ſie den ſchwerbedrängten Buren durch die Unter-
ſtützung ihrer Frauen zu Hilfe kommen, aber ſie mögen es
uns nicht verdenken, wenn wir in dieſem Falle den allge-
meinen Grundſatz gelten laſſen, daß das Hemd näher
iſt, wie der Rock. Auch in Halle giebt es noch genug
Blößen zu decken und Hunger zu ſtillen. Die bei der letzten
Arbeitsloſenzählung ermittelten 2600 Unbeſchäftigten könnten
den Unterzeichnern ein grauſiges Bild davon geben, wie es in
ihren Konzentrationslagern ausſieht, und daßl die hilfreichen
Hallenſer vollauf zu thun haben, wenn ſie dieſer Not hilfreich
beiſtehen wollen. Aber leider iſt es eine Eigenart des chriſt-
lichen deutſchen Bürgertums, an der Not im Lande achtlos
vorüberzugehen und um ſo eifriger andern Völkern ihre Hilfe
aufzudrängen.

Gegen die vorgeſchlagene Einführung eines Steinzolles
hatten die Steinſetzer geſtern in das Grotheſche Lokal eine
Proteſtverſammlung einberufen. Von den eingeladenen Meiſtern
war keiner erſchienen. Genoſſe Meißner gab eine kurz-
gedrängte Ueberſicht über die Angelegenheit. Er führte aus,

aß der vorgeſchlagene Zoll von 20 Pfg. auf den Doppelzentner
Steine einer Verteuerung des Quadratmeters Pflaſter um
75 Pfg. gleichkomme, was bei dem Etat der Stadt Halle, der
1901 eine Ausgabe von 195000 Mk. für Pflaſterarbeiten auf-
wies, einer Mehrbelaſſung von 65 000 Mk. gleichkomme. Die
Steinbruchsbeſitzer hätten keine Urſache zu klagen. Die
Einführung der Schotter e auf den Bahnen habe
ihnen reiche Gewinne gebracht. Eine Folge der Verteuerung
des Steinpflaſters würde die Einführung des billigeren Asphalt-
pflaſters ſein, was eine ſchwere Gefährdung der Lage der be
treffenden Arbeiterkreiſe bedeute. Nach einer kurzen Diskuſſion
wurde eine im Sinne des Referats gehaltene Reſolution an-
genommen, die dem Reichstag eingeſchickt werden ſoll.

Der Begriff des Konzerts im Sinne der Halleſchen
Luſtbarkeits-Verordnung.

w. Der Magiſtrat der Stadt Halle hatte die eingetragene
Genoſſenſchaft „Altmärker Haus“ zu Halle zu einer Luſtbar-
keitsſteuer herangezogen, weil in den Geſellſchaftsräumen des
Vereins am 27. Oktober 1900 ein Konzert ſtattgefunden habe.
Der Landgerichtsrat König als Vorſitzender erhob Einſpruch
und machte geltend, an jenem Abend ſei im Altmärker Haus

lediglich das Stiftungsfeſt des Korps Palläomarchia,
aus dem die Genoſſenſchaft hervorgegangen ſei, gefeirrt
worden, und zwar in Form einer Muſikkneipe. Die Muſik
habe die Geſänge begleitet, außerdem hätten die ſechs Muſiker
in den Pauſen noch einige Potpourris, Märſche und andere
leichte Sachen geſpielt. Der Einſpruch wurde verworfen, wo
rauf der Vorſtand der Genoſſenſchaft die Klage einlegte. Der
Bezirksausſchuß zu Merſeburg wies indeſſen die Klage ab.
Auf die gegen dieſes Urteil eingelegte Reviſion der klagenden
Genoſſenſchaft hob das Ober-Verwaltungsgericht die Vor
entſcheidung auf und verwies die Sache zur nochmaligen
h n und Entſcheidung an den Bezirks Ausſchuß
zurück.

Begründend wurde ausgeführt: Der Bezirksausſchuß habe
allerdings mit Recht die Giltigkeit der Beſtimmungen der
Halleſchen Steuerordnung, die die Luſtbarkeiten von Korporationen
betreffen, ausgeſprochen und zutreffend angenommen, daß die
Muſikkneipe des Korps nicht einem Familienvergnügen gleich
ſtehe, wenngleich es im eigenen Klubhaus abgehalten ſei. Die
Anwendung der Steuerordnung ſei indeſſen und das habe
der Bezirksausſchuß rechtsirrtümlich nicht beachtet davon ab-
hängig, ob ein ſelbſtändiges Konzert vorliege. Das müſſe
noch näher nachgeprüft werden. Zu beachten ſei: Wenn jemand
tage, er veranſtalte ein Konzert, dann liege unzweifelhaft eine
ſelbſtändige Veranſtaltung vor. Hier handele es ſich jedoch in
erſter Reihe um ein Stiftungsfeſt, alſo um ein Stifſtungsfeſt,
das begleitet war von Muſik. Der Vorderrichter hätte darum
nachprüfen müſſen, ob die geſpielten Muſikſtücke eine ſelbſtändige
Veranſtaltung darſtellten, oder ob ſie nur ein Zubehör der
eigentlichen Veranſtaltung, des Stiftungsfeſtes, waren. Bei
den nunmehr vom Bezirksausſchuß nachzuholenden Feſtſtellungen
ſei zu berückſichtigen, ob die Muſikaufführungen, die neben der
Geſangsbegleitung einhergingen, auf dem Feſte eine hervor-
ragende oder eine nebenſächliche Rolle ſpielten. Auch der
Sprachgebrauch faſſe den Begriff Konzert ſo auf, daß eine
ſelbſtändige Muſikaufführung ſtattfinde. Zum Beiſpiel ſei eine
Tafelmuſik bei einer großen Feier kein Konzert, und ebenſo
wenig ſei es eine Muſikaufführung, die nur den Zwecken einer
anderen Veranſtaltung diene.

Zur Orientierung bei der Benutzung der Straßen
bahn in den Abendſtunden hat die Direktion an den Wagen
der Linie Bahnhof Markt Giebichenſtein Laternen mit rotem,
Linie Bahnhof Poſtſtraße -Kröllwitz Laternen mit weißem Licht
anbringen laſſen.

Die gemeinſchaftliche Ortskrankenkaſſe hält am Mitt-
woch, den 12. d. Mts., im Freyberg-Bräu in der Kl. Ulrichſtraße
ihre Generalverſammlung ab. Jn derſelben werden die Wahlen
von je 24 Kaſſenmitgliedern und Vertretern, und je 12 der
Arbeitgeber und ihrer Vertreter vor genommen.

Stadttheater. Am Mittwoch wird die Aufführung von
AltHeidelberg bei gänzlich aufgehobenem Paſſepartout und
Farben- Abonnement wiederholt. Für dieſe Vorſtellung iſt aus
der Umgebung zahlreicher Beſuch angemeldet, auch wird dieſer-
halb ein Extra-Zug der Hettſtedter Bahn auf der Linie Halle, Kl.
Gerbſtedt abgelaſſen, welcher um 12 Uhr nachts Halle verläßt.
Die kürzlich mit ſo glänzendem Erfolg zum erſtenmale gegebene
Oper Samſon und Dalila von Saint Sasns wird morgen,
Dienstag, wiederholt. Den hieſigen Erfolg der Oper haben
zahlreiche auswärtige und ausländiſche Zeitungen konſtatiert.

Merſeburg. Jnfolge der großen Lohnreduktion
in den Werkſtätten der Firma Blanke Ko. iſt ſeitens des
Metallarbeiter-Verbandes beſchloſſen worden, daß Organiſierte
daſelbſt nicht arbeiten dürfen. Die Lohnabzüge betreffen
hauptſächlich Schmiede und Gelbgießer. Alle arbeiterfreund-
lichen Blätter werden um Nachdruck des Vor r r

Langholz.Zeitz. Die Hausbeſitzer ſind gefallen. Jn einem
Aufruf im Anzeiger fordert der Vorſtand des Hausbeſitzer
vereins am Sonnabend ſeine Mitglieder auf, für Schaum ein-
utreten. Jetzt könnten, ſo heißt es, die Hausbeſitzer für

Schaum um ſo freudiger eintreten, als die übrigen Wähler der
bürgerlichen Parteien verſprochen hätten, bei der Nachwahl für
den verſtorbenen Herrn Sevin für den Kandidaten der Haus-
beſitzer einzutreten. Dieſer Vorgang beweiſt, daß den bürger-
lichen Parteien in Wirklichkeit alles eitel Schaum iſt. Uns
kann's recht ſein.

0. Zeitz. Jn den ländlichen Kreiſen zirkuliert
eine Vetition des Bundes der Landwirte, in welcher der
Reichstag erſucht wird, möglichſt hohe Zölle feſtzuſetzen, um
damit den „notleidenden“ Agrariern auf die Beine zu helfen.
Der Zoll ſoll nach dieſer Petition mindeſtens betragen

7.50 M. pro Doppelzentner für die vier Hauptgetreidearten,

6 m Oeelfrüchte,5. Mais, lebendes Vieh,

49 v e 2 friſches Fleiſch,60. einfach zubereitetes Fleiſch,40. Butter, Käſe und derenSurrogate
und ferner dementſprechend bemeſſene wirkſame Zölle für den
Garten- und Obſtbau, für Spinnſtoffe, Gerbſtoffe, Sämereien,
Wein, Tabak und Hopfen.

Ferner verlangt die Petition vom Reichstag die Ablehnung
des geſamten Tarif-Entwurfs der Regierung.

Das ſind die Wünſche der Herren vom Bunde der Land-
wirte. Für ihre Pläne machen ſie alles moblil. Wir haben
einen Petitionsbogen mit Unterſchriften geſehen, auf dem auch
der Gemeindebote verzeichnet ſteht, ein Menſch, der nicht das
geringſte verkauft, ſondern der alles erſt einkaufen muß, der
alſo nicht die geringſte Ahnung hat, daß er, wenn die Petition
angenommen würde, alles viel teurer bezahlen muß. Er hat
ſich dem Zwange fügen müſſen.

Vielleicht kommt es noch ſo, daß der Reichstag den Wunſch:
„den Entwurf der Regierung abzulehnen“, erfüllt. Wenn es
dadurch zur Auflöſung und zu Neuwahlen käme, dann würde
der wucheriſche Bund der Landwirte ſein blaues Wunder da-
rüber erleben, wie das Gros der Bevölkerung ſeinen aus-
beutenden Plänen gegenüberſteht.

Zeitz. Jn der Drechsler-Werkſtatt von G. Worms
ſind von neuem Differenzen ausgebrochen. Bekanntlich trugen
die Arbeiter vor 14 Tagen den Sieg davon. Das ſcheint Herrn
G. Worms, ehemaliges Verbandsmitglied und Mit-
lied der Lokalverwaltung, des Hrechsler-Ver-
andes, nicht ſchlafen zu laſſen. Er hat ſein Wort gegeben

und nicht gehalten. Ob aus eigener Ueberlegung oder ausNachgiebigkeit von anderer Seite, darüber ſind bie Arbeiter

nicht geteilter Anſicht. Herr Worms hat m nach dem
Friedensſchluß, welcher am 13. Januar erfolgte, Drechsler auf
Akkord geſucht. Beweis: die Offerten, welche e in unſeren
Händen befinden. Dabet verſpricht er einen Lohn, welcher nie-
mals erreicht werden kann. Es iſt ihm gelungen, einen Hrechsler
von Lübeck zu bekommen. Derſelbe nahm ſich vor, wöchentlich
30 Mark zu verdienen. Natürlich nahm er darauf Bor-
ſchuß., Das verſteht ſich am Rande. Auch ſorgte Herr Worms
dafür, daß derſelbe in ſeinem Hauſe ein ſanh,
damit die böſen Verbändler ihn nicht a erb er wiſchen
und überreden. Er bekam auch eine Arbelt, welche zu ben
beſten r und das Meſultat: er hat in einer Woche
13 Mark 24 Pfennig, ſage und ſchreibe dreizehn



e

Be und Rrichev ſern tetſatiſe Lohn kann er zwar e erhalten, ob
feinfühlige Kundſchaft damit zufrieden ſein wird
braucht Leute, welche was leiſten können, und bekanntlich ſtellen
ſich ſolche nicht für ein Trinkgeld bei. Guſtav Worms hin.
Dann beſitzen wir auch Offerten, wo unſer Sbemaliger feuriger
Verbandskollege ſchreibt oder ſchreiben läßt (er braucht be
kanntlich in ſeiner großen Werkſtelle einen n rn Sie
können anfangen, wenn Sie nicht Mitglied des
Verbandes ſind. So, ſo! Nun gut, Herr Guſtav Worms
Wir wollen einen neuen Tanz wagen. Vorgeſtern, am 1. Fe
bruar, erhielten zwei Mann gekündigt. Als am geſtri
Sonntag die Verbandsleitung unterhandeln wollte,
was vorauszuſehen war, die ſchroffe gung Al
wort kündigte der Bevollmächtigte ſofort für alle übrigen,
welches am Montag früh noch vor dem Arbeiten wiederholt
wurde. Vorläufig iſt das Gewerbegericht als Einigungsamt
angerufen worden. Herrn Guſtav Worms verſprechen wir,
wenn es ihm ſonſt beliebt, unſer Material auszupacken.
dahin wohl bekomm's.

Zeitz. Bevölkerungsziffer. Am letzten Dezember hatte
Zeitz 28 020 Einwohner. Zu kamen im Januar 370 Perſonen,
ab gingen 272. Mithin jetzt 28 118 Einwohner.

ns. Weißzenfels. Schulbau, Arbeitsloſigkeit und
Stadtverordneten-Kollegium. Nachdem vor vierzehn
Tagen ein Antrag des Magiſtrats, eine neue Volksſchule zu
bauen, von den Stadtverordneten abgelehnt ward, weil noch
ſehr viele Klaſſen die als Maximum ſehen Schülerzahl von
70 nicht erreicht haben und erſt 7 Klaſſen mehr als 70 Schüler
zählen, auch noch gar nicht feſtſteht, daß in ca. 2 Jahren der

ſo groß iſt, wie man annimmt, daß ferner im nächſten
Steuerjahr ſchon 200 Proz. Zuſchlag zu den Staatsſteuern er
hoben werden muß und nach Herrn Juſtizrat Braune Weißen-
fels die ärmſte Stadt der Provinz iſt, ſt and auf der letzten
Auf der Stadtväter dieſer Antrag nochmals zur Beratung.
Auf Antrag des Magiſtrats wurde unter Berufung auf S 46
der Städteordnung die Einſetzung einer gemiſchten Kommiſſion
beſchloſſen. Zur Ergänzung der Tagesordnung war als
3. Punkt weitere Bewilligung von Mitteln zu Not-
ſtandsarbeiten geſetzt. Aus den Verhandlungen ging her-
vor, daß die bereits bewilligten 4300 M. nahezu erſchöpft ſind.
Es waren am 25. ds. Mts. 126 Arbeitswillige beſchäftigt, von
denen 33 Verheiratete 3--6 und 34 1--3 Kinder zu ernähren
hatten. Obwohl im allgemeinen anerkannt wurde, daß nur
notwendige Arbeiten ausgeführt waren, ſo wurde doch getadelt,
daß man mit den Mitteln nicht haushälteriſch geweſen ſei, daß
zu viel Arbeiter eingeſtellt und zu hohe Löhne gezahlt ſeien.
Insbeſondere wurde getadelt, daß ledige Perſonen und Saiſon
arbeiter beſchäftigt wurden. Bürgermei ter Wadehn bezeichnet

es als eine ſoziale Pflicht, einem Arbeitswilligen
Gelegenheit, zur Arbeit zu bieten, auch einem ledigen
Arbeiter gegenüber, und wenn Klagen vorgebracht ſeien, daß
einige ihren Lohn in Schnaps umgeſetzt hätten, ſo ſei das wohl
zu verurteilen, ließe aber keinen Schluß auf, die übrigen zu.
Die von der Kommiſſion bezeichneten Lohnſätze von 18 Pf.
bezeichnete er für geringe, ſie betragen bei 8 Stunden pro
Tag nur 1.44 M., wovon noch 4 Pf. Kaſſenbeiträge abgingen;
bei den bisher gezahlten Löhnen von 22 Pf. für beſte
Leiſtung blieben den Arbeitern 1.80 M., ein Betrag, der wohl
nicht als zu hoch zu bezeichnen ſei. Ferner ſei der Vorwurf nicht
berechtigt, daß die meiſten Leute Saiſonarbeiter ſeien, da Hand-
langer und Tagelöhner nicht dazu zu rechnen ſeien. Mit
dieſen Ausführungen hatte der Herr Bürgermeiſter aber arg
verſchnupft. Stadtverordneter Fricke führte aus, daß der ge
ahlte Lohn die Löhne in der Landwirtſchaft überſteige und daßſelbſt ein Teil ſeiner Arbeiter nicht ſo hoch bezahlt würden und

bei 11ſtündiger Arbeitszeit kaum mehr hätten, als dieſe in
8 Stunden: dadurch werde nur Unwille erregt. re
Braune ſtimmt der Ausführung der in Ausſicht geſtellten
Arbeiten nur zu, weil dieſe notwendig, warnt aber, die Be-
zeichnung Notſtandsarbeit anzuerkennen. Schon vor 10 Jahren
wären einmal von gewiſſer Seite Arbeitsloſenverſamm-
lungen einberufen worden und von angeblich 600 Arbeitsloſen
hätten kaum drei bei der angebotenen Arbeit ausgehalten, z
ſei die Anregung aber von oben ergangen und gewiſſen
humanitären Gefühlen entſprungen; er aber müſſe ſagen, für
unſern Bezirk beſtehe ein Notſtand nicht. Stadtverordneter
Kleinike, welcher gleich Herrn Juſtizrat Braune als Milli-
onär bezeichnet wird, findet die gezahlten Löhne zu hoch und
empfiehlt dem Herrn Bürgermeiſter, daß er beſſer gethan hätte,
ſich erſt bei Jnduſtriellen zu erkundigen. Der H. S.-Korreſpon-
dent ſeligen Angedenkens, Herr Stadtverordneter Seiler,
indet, daß der Herr Bürgermeiſter wohl ein tüchtiger Juriſti könne, aber auch ein ſchlechter Arbeitgeber, indem er nicht

die nötige Umſicht beſitze, um die Vorteile wahrzunehmen. Er
empfiehlt, die Vermittelung der Notſtandsarbeiten der Kom

T des ſtädtiſchen Arbeitsnachweiſes zu übertragen, da die
ſelbe durch ſtatiſtiſche Arbeiten feſtſtellen könne, ob ein Notſtand
beſtehe.

Am Schluß wurden die Vorlagen des Magiſtrats, welche
4200 Mk. erforderten, abgelehnt und zwei Anträge des
Kollegiums, welche 1500 Mk. erfordern, angenommen.

An der angeführten Diskuſſion beteiligten ſich noch viele
Redner in demſelben Sinne, aber Stadtverordneter Siegel,
Vorſitzender der HirſchDunckerſchen Gewerkvereine, wußte nichts
dazu zu ſagen, er blieb wie ver--ſiegelt.

s. Teutſchenthal. Eine Anzahl Tauben wurden
dem Oberſteiger Spengler in voriger Woche des Nachts aus
den Taubenſchlägen der Grubengebäude geſtohlen. Bei einer
vorgenommenen Hausſuchung fand man die Tauben faſt noch
ſämtlich vor. Die Arbeiterfrau St. wurde am Sonnabend
zwiſchen 6 und 7 Uhr von einem angetrunkenen Jndividuum
zu vergewaltigen Japcht als ſie Milch holen wollte. Kurzentſchloſſen verwendete ſie ihren Milchtopf als Abwehrmittel

und lietz ihn auf dem Kopfe des Angreifers herumtanzen.
Dieſer ſuchte blutüberſtrömt das Weite.

ü. Delitzſch. Wer nicht liebt Reiten und Tanzen, Bier
und Wein durchmang, der wird kein teutſcher Kavalleriſt ſein
Leben lang. Das mußte man unwillkürlich denken, als man
vorige Woche den Feſtbericht über das Winterfeſt des Kavalle-
riſtenvereins in der Del. Ztg. las. Die armen Notleidenden,
die zum größten Teil die Mitgliedſchaft des Vereins ſtellen
und von denen Bebel ſagt, daß keiner unter 200 Pfund wiegt,
waren von nah und fern n und haben ſich nach der
Del. Zig. in „Gerſten- und Rebenſaft“ geſtärkt. Wie mag es
wohl den Delitzſcher Arbeitsloſen zu Mute geren ſein, als
ſie dieſes geleſen haben. Und dabei wünſchen dieſe Kavalleriſten,
daß dem Volke noch das Brot verteuert wird, wahrſcheinlich
damit die Weinſtärkungskur noch ergiebiger ausfällt. Denn ein
Herr Goßmann beſprach in ſeiner Feſtrede die Notlage der
Jandwirtſchaft und wünſchte, daß durch Annahme des Zoll
tarifs derſelben abgeholfen würde! Das heißt doch wohl Politik
treiben, wenn man in einer Rede derartiges ſagt, und die
Kriegervereine ſind keine politiſchen Vereine. Wird man es
nun mit dem Kavalleriſtenverein ebenſo machen, wie vor längerer
Zeit mit dem Gewerkſchaftskartell und eine hochnotpeinliche
Unterſuchung anſtellen Jm Gewerkſchaftskartell wurde ein
mal Bebels Neutralitätsbroſchüre diskutiert und aus dieſem
Grunde wollte man es als politiſchen Verein erklären.

Kleine FrovingialRachrichten.
Eine Blutvergiſtung hat ſich ein Tiſchlerlehrling in Merſe

burg bei der Einſargung einer Veiche zugegegen Er mußte
in die Halleſche Klinik überführt werden. Erhängt hat ſich in
Aſchers leben der unverheiratete Buchhalter da Der
Grund zur That ſoll Geiſtesſtörung ſein. Ueberfahren wurde
in fürt der Rangievorbeiter Leder. Das linke Bein wurde
ihm unterhald des Kiees vollſtändig abgefahren.

de Zur Rachwahl im Glanchaer Vezirk.
Das zweite Flugblatt für die Wahl der ſozialdemokra-

tiſchen Kandidaten Krüger und Thiele iſt geſtern mit ge-
wohnter Pünktlichkeit an alle Wähler des Glauchaer Viertels
verbreitet worden. Es behandelt die Finanzlage unſerer Stadt,
hebt hervor, daß Halle außer den 18 Millionen Mark ſtädtiſcherAnleiteſchulden noch 6/2 Millionen Mark und
Darlehnsſchulden aufgenommen hat, ſo daß die geſamte Schulden
laſt faſt 25 Millionen Mark beträgt und im laufenden Jahre
nicht weniger als 1 544 246.51 M. allein an Zinſen und Rück

en aufzubringen ſind. Der Kämmerei-Etat beträgt fürieſes Jahr s 892 800 M. und iſt gegen das Vorjahr um
Hunderttauſende von Mark geſtiegen.

Das Flugblatt weiſt darauf hin, daß den 25 Millionen Mark
Schulden ein realiſierbares Vermögen von höchſtens 15 Millionen
Mark gegenüberſteht, ſo daß die Stadt ſchwer überſchuldet iſt.
Die Verantwortung für dieſes zum Ruin führende Finanz-

haben außer dem Magiſtrat die kommunalvereinlichen
Stadtverordneten zu tragen, die 60 Mann hoch im Kollegium

ſitzen und zu der verderblichen Finanzpolitik ſtets Ja und Amen
geſagt haben.

Auch auf die Unmaſſe der polizeilichen Strafmandate und
Anzeigen macht das Flugblatt aufmerkſam. Nach dem Magi-
ſtratsbericht ſind im vorigen Geſchäftsjahre nicht weniger als

11 137 polizeiliche Strafmandate erlaſſen und außer-
dem 3040 Anzeigen gegen hieſige Bürger und Einwohner
ſeitens der Polizei bei Gericht erſtattet worden. Das Flug-blatt hebt mit Recht hervor, daß Tauſende der Anzeigen hätten

unterbleiben können, ohne daß die Ordnung beeinträchtigt wor-
den wäre, und daß die Polizei gar manches Mal die Augen
nicht dort hat, wo ſie ſehr notwendig wären.

Die Beamten werden darauf hingewieſen, daß ſie das
Recht der Wahl nach ihrer freien Ueberzeugung genau ſo be-
ſitzen wie jeder andere Staatsbürger; den Geſchäftsleuten
wird geſagt, daß die Arbeiter diesmal, nachdem die Kommunal-
vereinler ihren Gegnern offen den Boykott angekündigt haben,
ſtreng die Konſequenzen aus der Wahl ziehen und denen ihre
Kundſchaft zuführen werden, die offen nach ihrer Ueberzeugung
gewählt haben. Von den Arbeitern ſetzt das Flugblatt als
ſelbſtverſtändlich voraus, daß ſie Mann für Mann für unſere
Kandidaten eintreten und daß ſie, um neue Jntriguen unmög-
lich zu machen, genau die richtige Reihenfolge bei Nennung
der Namen einhalten. Jeder Wähler muß ſagen:

Korrektor Krüger, 6 Jahre,
Reichstagsabg. Thiele, 4 Jahre.

Die Nennung des Titels Reichstagsabgeordneter iſt
beim Namen des Genoſſen Thiele um deswillen nötig, weil
es hier in Halle noch einen zweiten Redakteur Namens Adolf
Thiele giebt.

Das Flugblatt ſchließt mit der Aufforderung an alle Wähler:

Rüttelt die Gleichgiltigen auf; belehrt die Un-
wiſſenden; ſtärkt den Furchtſamen das Rückgrat;
dann iſt der Sieg auch diesmal unſer.

Die Kommnnalvereinler hoffen diesmal durch Fiſchen im
Trüben mehr zu erreichen, als durch offenen Wahllärm. Seit
Wochen ſind ſchon ihre Schlepper und Spitzel bei der Arbeit.
Offen herauszutreten wagen ſie um deswillen nicht, weil jeder
weiß, durch welche Machinationen es den Kommunalvereinlern
gelungen iſt, die Ungiltigkeitserklärung der Mandate zu er-
reichen. Die Herren wiſſen, wie ſehr in ihren eigenen Reihen
Unwillen darüber geherrſcht hat, daß der Bezirk nochmals in
die Aufregungen und Anſtrengungen einer Wahl geſtürzt
worden iſt.

Bolizeiliches und Gerichtliches.
S Wegen Streikvergehens wurden in Breslau zwei

Dur zu 3, einer zu 2 und zwei zu je 1 Woche Gefängnis
verurteilt.

8. Die Zuahlſtelle Rinteln des Glasarbeiter Verbandes
macht bekannt, daß der Streikbrecher Wilhelm Franke, ge
boren 6. Juni 1882 zu Rinteln, wegen Meineidsverdacht
flüchtig iſt. Derſelbe hat in Rinteln während des Streiks
mehreren Glasarbeitern z Gefängnisſtrafen, darunter einem
zu 10 Monaten verholfen.

Der Volkshausverein in Nürnberg hielt am Sonntag
eine Generalverſammlung ab. Die Leitung des Volkshausver-
eins will aus der Kataſtrophe im Fürther Saalbauverein eine
Lehre ziehen. Nicht an einen großen Saalbau denkt man zu
nächſt, ſondern an eine Zentrale für die Gewerkſchaften. Die
Mitgliederzahl betrug am 31. Dezember 1901 1837, 244 mehr
als im Vorjahre. Angelegt ſind 28668.60 M., der Reſerve
fonds beläuft ſich jetzt auf 2868.29 Mark.

Barteinachrichten.
Aus der Partei ausgeſchloſſen wurden am Freitag in

Nürnberg durch eine ſtark beſuchte Verſammlung des Sozial
demokratiſchen Vereins die Genoſſen Herrmann, Eitzinger,
Speyerer und der Landtagsabgeordnete Scherm, der be-
reits ſein Mandat niedergelegt hat. Der Grund der Aus-
ſchließung iſt ein Vertrauensbruch, deſſen die Genannten ſich
dadurch ſchuldig gemacht haben, daß ſie Parteinachrichten an den
Fränkiſchen Kurier geliefert r ein Blatt, das es ſich ſtets
zur Aufgabe gemacht hat, unſere Parteigenoſſen in Nürnberg
mit allen möglichen und unmöglichen Mitteln zu bekämpfen.

Jn der Berſammlung, in welcher der Ausſchluß beſchloſſen
wurde, ging es begreiſlicherweiſe ſehr erregt zu. Verſchiedene
Stimmen wurden laut, die nur ein ſtrenges Tadelsvotum gegen
die vier Angeſchuldigten und Aberkennung der Ehrenämter be
antragten. Die Zahl derjenigen, die für Ausſchluß ſtimmten,
war aber größer. Landtagsabgeordneter Scherm war in der
Verſammlung nicht erſchienen, hatte aber folgenden Brief an
den Vorſitzenden gerichtet
An die ordentliche Generalverſammlung des Soziald. Vereins

Nürnberg-Altdorf.
Da ich bei der vorhandenen Aufregung und Verwirrung es

für ausſichtslos erachte, die Generalverſammlung durch perſön
liche Erklärungen zu einer objektiveren Würdigung der in Frage
ſtehenden Angelegenheit veranlaſſen zu können, ſo habe ich mich
entſchloſſen, der Verſammlung fernzubleiben. Um jedoch den
Soziald. Verein Nürnberg-Altdorf davor gu bewahren, mich,
ſeinen Mitbegründer und langjährigen Vorſitzenden guszu-ſchließen erkläre ich hiermit meinen Austritt aus dem Verein.

Jch gehöre der ſozialdemokr. Partei nun über 30 Jahre an
und war über 17 Jahre Leiter des Vereins. Jch habe mich
jeder Arbeit für die Partei gerne unterzogen; dieſe Thätigkeit
ildet einen Hauptteil meines Lebensinhaltes. Wenn ich nun

ſehe, daß eine unglückſelige That, begangen unter heute mir
ſelbſt unerklärbaren Umſtänden, und die ich aufrichtig be-
dauere, re ſein ſoll, nicht nur all das, was ich im
Leben für die Partei gethan, aufzuwiegen, ſondern auch noch
hinreichen ſoll, mich auszuſchließen, dann bleibt mir keine
andere Wahl als auszutreten und dadurch dem Verein die
Begehung eines Unrechts zu erſparen.

n e des Austritts aus dem Verein werde ich
auch mein Mandat zum baier. Landtag niederlegen.

Mit ſozialdem. Gruß
München, 31. Januar 1902.

Joh. Scherm.

Es iſt unbegreiflich, wie ſolche alte Parteigenoſſen eine derartige Handlungsweiſe begehen konnten. Erſchwerend fällt da-
bei ins Gewicht, daß drei andere Parteigenoſſen fälſchlicher-
weiſe in den Verdacht gebracht worden ſind, die Berichte an
den Kurxier geliefert zit hin weil keiner von den vier Aus-
geſchloſſenen den Mut t hat, ſich zur Thäterſchaft zu be-
kennen. Der Vorwärts ar alſo recht, wenn er in ſeinem Be
richt über den Ausſchluß von „Verrätern“ ſpricht.

Wegen Unterſchlagung von Parteigeldern wurde
Dr. Lütgenau bekanntlich zu 14 Tagen Gefängnis verurteilt.
Jetzt iſt ſeine Reviſion von dem Oberlandesgericht in Hamm
verworfen worden. Gegen einige Genoſſen, die hier als Zeugen
gegen ihn auftraten, hat Lütgenau Denunziation wegen Mein-
eid beim Staatsanwalt eingereicht. Vernehmungen haben
bereits vor Wochen ſtattgefunden. doch iſt nicht anzunehmen,

irgend etwas geſchehen wird. Die Denunziation iſt zu durch-
ſichtig.

Zur Vorbereitung des diesjährigen Parteitags, der
bekanntlich in München ſtattfindet, haben die dortigen Partei-
genoſſen eine neungliedrige Kommiſſion beſtellt.

Gewerkſchaftkiches.
Arbeiterpolitik in einem Muſterbetriebe. Die Germania-

Werft Kiel teilt der Schleswig-Holſteiniſchen Volkszeitung, die
verſchiedene Enthüllungen über Arbeiterentlaſſung und An-
werbung neuer Kräfte ſeitens der Werft gebracht hatte, durch
eine Zuſchrift mit, daß ſie durch Vermittlung der Arbeitsnach-
weiſe in Lübeck, Stettin, Danzig und Kiel, ſowie auch durch
Jnſerieren ihren Stand von gelernten Arbeitern zu vermehren
ſucht, da ſie ihren Bedarf an gelernten Arbeitern nicht decken
könne. Der Kieler Arbeiterſchaft iſt aber von einem Mangel
an Arbeitskräften nichts bekannt. Die Jnſerate, die veranlaß-
ten, daß viele Arbeiter auf ihre Koſten nach Kiel fuhren
und dann von der Werftverwaltung nicht angenommen
wurden, ſind nicht von Agenten ſondern von der Verwaltung
ſelbſt in die Blätter gebracht worden. Die Magdeburger
Volksſtimme iſt in der Lage, Beweiſe für dieſe Myſtifikations-
praxis zu bringen.

Auf die in Magdeburger bürgerlichen Blättern erſchienenen
Annoncen meldete ſich ein Arbeiter ſchriftlich und erhielt von
der Verwaltung ſelbſt folgende Antwort:

Schiff- und Maſchinenbau-Aktien- Geſellſchaft
„Germania“

erlin und Kiel.A. J. Nr. 8488.
Germania-Werft (Kiel), den Januar 1902.

Herrn
Magdeburg.

Antwort auf Schreiben vom d. Mts.
Betrifft: Dienſtanerbieten als Blechſchmied oder Schloſſer.
Sie können bei uns Beſchäftigung finden, vorausgeſetzt,

daß Sie geſund und rüſtig ſind und bei Jhrer perſön-
lichen Vorſtellung den Anſprüchen des einſtellen-
den Meiſters genügen.

Die Fahrkoſten Magdeburg--Kiel 4. Klaſſe vergüten wir
Jhnen, nachdem Sie drei Monate auf unſerer Werft
gearbeitet haben.

Achtungsvoll
Schiff- und Maſchinenbau-Aktien- Geſellſchaft

„Germania“.
Wenn der Arbeiter alſo aus irgend einem Grunde nicht

Gnade vor den Augen des einſtellenden Meiſters findet, ſo
darf er wieder x Gefällt er aber der Werftverwal
tung, dann wird ihm die hohe Vergünſtigung zu teil, die Fahr
koſten 4. Klaſſe nach 3 Monaten vergütet zu erhalten.

Der oben erwähnte Magdeburger Arbeiter reiſte nach Empfang
des Schreibens ſchleunigſt nach Kiel, gefiel aber dem einſtellen
den Meiſter nicht und hatte das Recht, wieder auf eigene Koſten
von Kiel nach agdehrrg zurückfahren zu dürfen.

Einige Zeit darauf meldete ſich noch ein anderer MagdeburgerArbeiter und bekam einen ganz ihr Brief. Jedodh hatte er
ſchon von dem Schickſal des erſten Briefempfängers erfahren
3 verzichtete auf eine zweifelhafte ond koſtſpielige Reiſe nach

iel.
Die Metallarbeiter werden gut thun, dieſe Nachricht zu

beachten, damit ſie nicht eine nutzloſe Vergnügungsreiſe nach
Kiel antreten.

Der ſcheidende Vorſtand des Deutſchen Vergarbeiter-
verbandes, Möller, hat an den Vorſtand dieſes Verbandes
folgendes Schreiben gerichtet:

An den Vorſtand des Deutſchen Bergarbeiterverbandes.
Werte Kameraden und Freunde!

Es liegen nunmehr 8 Monate Krankheitszeit hinter mir.
Mein Zuſtand hat ſich nicht gebeſſert, ſondern verſchlimmert.
Seit Oktober vorigen Jahres habe ich nur noch einen kleinen
Teil meiner Obliegenheiten erfüllen können und vom Dezember
an bin ich bloß hin und wieder auf dem Bureau geweſen.
Schon mit Januar 1900, als ich kurz vorher mich etwas über-
arbeitet hatte, traten die erſten Einflüſſe meines jetzigen Leidens
auf. Die ſechswöchentliche Kur im Herbſt 1900 hat meine
ernſtliche Erkrankung nicht verhütet, nur hinausgeſchoben. Seit
dieſer Zeit fühlte ich mich immer noch ſchwach und erholungs-
bedürftig. Jedoch die Pflichten meines Amtes und ſo manches
andere, was ich hier nicht alles erwähnen kann, hinderten eine
längere Abweſenheit vom Dienſt, welcher zu meiner Heilung
nötig geweſen wäre. Aber man täuſcht ſich auch ſo leicht über
ſeine Kraft, zumal wenn das Leiden ſo langſam, wie bei mir,
einſetzt. Die vierwöchentliche ſehr harte Kur, der ich mich im
Juli 1901 unterzogen habe, iſt nicht im ſtande geweſen, die mit
Juni, gleich nach der Kaſſeler Generalverſammlung ſcharf auf
getretene Krankheit zu heben. Mein Körper war eben ſchon
zu ſehr heruntergekommen. Auch meine zuletzt verſuchte Heilung
iebt mir keine Ausſicht auf baldige Geneſung. kann deshalb nicht länger mehr große Hoffnungen hegen.

An der erſten Stelle des Bergarbeiterverbandes kann aber
auf die Dauer keine kranke Perſon ſtehen. Die großen An
forderungen, welche an die Leitung der ſo bedeutungsvollen
und ſchwierigen Bergarbeiterbewegung geſtellt werden, ver-
langen die ganze Kraft eines geſunden Menſchen, der zu jeder
Zeit unbedingt über ſeine Kraft verfügen kann. Mir iſt das
nicht mehr vergönnt und ſo ſehe ich mich veranlaßt, mit Ablaufdes Monats Snnar er. von der Leitung des Bergarbeiter
verbandes zurückzutreten.

Dem Verbande, dem ich ſchon über ein Jahrzehnt angehörte,
wünſche ich ein raſches Emporblühen zur Kraft und Macht
entfaltung.

ochum, im Januar 1902.
Heinrich Möller.Als Arbeiterſekretär für Jſerlohn-Lüdenſcheidt iſt

Genoſſe Limbertz-Unng gewählt worden. Als Kurioſum ſei
mitgeteilt, daß bei der Wahl einem der Kandidaten vom Vor-
ſitzenden der Kreisgewerkſchaftskommiſſion das ſonderbare Ver
re abgenommen iſt, politiſch nicht thätig zu ſein.
Die Lüdenſcheidter Gewerkſchaftsverſammlung hat entſchieden
gegen dieſes Vergehen proteſtiert.

ie Tarifkommiſſion der Buchdrucker tritt am 1.
in Berlin zu einer Sitzung r Urſache dazu iſt, daßein Teil der Unternehmer in den Kreiſen Hannover, Thüringen

und Sachſen der Tarifeinführung inſofern Schwierigkeiten ge
macht hat, daß ſie teils die von den neu geſchaffenen Kreisämtern feſtgeſetzten geicheſ e nicht anerkannten, teils, wie in
Leipzig, an der Lohnſkala ſelbſt Ausſetzungen machten. Der
gritte. Teil der Reklamanten will der Entſcheidung der Tarif-ommiſſion Folge leiſten, der kleinere Teil hat ſich ſeine Ent

noch vorbehalten.

bruar

Achtung, Rahmer! Jn der Gerberei von Georg Leber
u Grei z haben die Rahmer nach einer uns zugehendenn rahtmeidung die Arbeit niedergelegt. é n

ann.



Zerſammkungsberichte.
Brauer.Jn einer vorigen Sonntag abgehaltenen Verſammlung wurden

die beiden Arbeiterbeiſitzer zum Kuratorium des Arbeitsnach-
weiſes für Brauer und VBrauereiarbeiter gewählt. Die Wahlerfolgte nach den Porſchlägen, die don den henengemacht worden waren. Sie Bundesgefellen hatten dicmal

von der Aufſtellung eigener Kandidaten Abſtand genommen,jedenfalls ine e der Rkederlagen die ihnen bisher immer be

reitet worden ſind. (Eing. 31. 1.) I.Merſeburg.
Verſammlung des Sozialdemokratiſchen Kreisvereins Merſe

burg-Querfurt, Diſtrikt Merſeburg, vom 26. Januar. Die noch
ſchwach beſuchte Verſammlung wurde vom 1. Vorſitzenden Ge-
noſſen Mittag eröffnet. Zuerſt berichtete der Genoſſe Funke
als Mitglied der Liquidations- Kommiſſion über die Kaſſenver-
hältniſſe, worauf der Genoſſe Wolſchendorf die Richtigkeit be
kundet bis auf die Liſte Nr. 17, welche noch nicht im Beſitz der
Liquidationskommiſſion iſt. Der Vorſitzende ſchlägt vor, den
Kaſſenbeſtand dem Diſtrikte am Orte zu überweiſen dieſes
wird angenommen. Hierauf ſtellt der Genoſſe Wolſchendorf
das Vereinsvermögen feſt. Jn der Bibliothek fehlen Bücher,
welche im Verzeichnis nur mit der Nummer vermerkt ſind es
weiß niemand den Titel dieſer Bücher und es wurde feſtgeſtellt,
daß die Bücher ſchon lange fehlten. Bereits drei Bibliothekare
haben die Bibliothek in dieſem Zuſtande abgegeben. Der Ge-
noſſe Müller verſpricht, daß Remedur geſchaffen werden ſoll
und alle noch außenſtehenden Bücher innerhalb 14 Tagen beim
Genoſſen Wolſchendorf, Clobigkauerſtraße 8, abgegeben werden
müſſen. Ferner wurde zum Ausbau der Organiſation die
Diſtrikseinteilung vorgenommen. Hierzu wurden nach einer
längeren Debatte 8 Bezirksführer gewählt. Es ſind die Ge-
noſſen Alb. Müller, Veit, Heſſelbarth, Koch, Funke, Ziehm,
Haring und Wolſchendorf. Darauf wird ein Antrag Koch ver-
handelt. Er lautet: Diejenigen Genoſſen, welche mit ihren
Beiträgen noch im Rückſtande ſind, können, ſo lange dieſe nicht
erledigt werden, keine Rechte als Mitglieder beanſpruchen.
Mitglieder, welche nicht in der Lage ſind, zu bezahlen oder aus
anderen Gründen nicht bezahlen wollen, haben 20 Pf. Ein-
ſchreibegeld zu entrichten und treten erſt dann als Mitglieder in
ihre Rechte ein.

Nach kurzer Debatte wird der Antrag angenommen. Mit
der Kalenderverbreitung wurden die Genoſſen, die ſich gemeldet
haben, beauftragt, nun endlich die Sache zu erledigen. Es
traten alle dafür ein, es in Kürze zu beſorgen. Der Antrag
Schkeuditz wurde debattelos angenommen.

Ueber die Lokalfrage Merſeburgs im zweiten Artikel des Volks-
blattes ſteht ein Paſſus: Vor allen Dingen hat aber nun der
neue Sozialdemokratiſche Verein, welcher die Jntereſſen der
Partei am Platze wahrnimmt, die Pflicht, ſeine Verſamm-
lungen nur in der Funkenburg abzuhalten, denn ſo lange
dieſer Verein ſeine Verſammlungen noch wo anders abhält, iſt
er noch nicht zur Erkenntnis gelangt, daß uns ein großes Ver-
ſammlungslokal zur Verfügung ſtehen muß. Mit dem Unter-
kommen finden iſt es dasſelbe, als wenn wir kein großes Lokal
haben. Kämpften wir zur Zeit, daß uns die Funkenburg zur
Verfügung geſtellt wird und haben wir es erkämpft, ſo wirdes doch ein leichtes ſein, ein kleines Lokal zu erlangen. Hier-

über wurde kurz hinweggegangen mit dem Bemerken, daß der
Einſender wohl noch gar nicht mit den Verhältniſſen vertraut
iſt, welche Pflichten dem Sozial demokratiſchen Verein obliegen.
Seitens des Genoſſen Albert Müller wurde noch der Geſchäfts-
ordnungsantrag eingebracht, die Zeitungskommiſſion ſowie einen
Bibliothekar zu wählen. Die alte Kommiſſion wurde beibe-
halten, als Bibliothekar wird Genoſſe Rockendorf gewählt. Die
nächſte Verſammlung findet am 9. Februar nachmittags 3 Uhr
im Saaleſchlößchen ſtatt. Schluß der Verſammlung 74 Uhr.

Eing. 29. 1. P. L.Aue.
Sozialdemokratiſcher Verein. Jn der Sonntag, den

26. Jan., ſtattgefundenen Verſammlung hielt Gen. Burgau
einen Vortrag über „Jugenderziehung“. Der Vortragende ent-
ledigte ſich ſeiner Aufgabe zur vollſten Zufriedenheit der An-
weſenden. Jn Verſchiedenem wurde beſchloſſen, in nächſter Zeit
eine Partei- Verſammlung ſtattfinden zu laſſen, welche ſich mit
den bevorſtehenden Gemeindewahlen beſchäftigen ſoll. Hierauf
Erledigung einiger Vereinsangelegenheiten. Zu wünſchen iſt,
daß ſich mehr Mitglieder an den Verſammlungen beteiligen.

Aus dem VReiche.
Berlin. Jn der Skandalaffaire des Bankiers Arendt

und des Geſchäftsführers und der Redakteure des Kleinen
Journals, in welcher ſchmutzige Eheſcheidungs- und Kuvpelei
geſchichten, bei welchen auch ein Rechtsanwalt Dr. Rofenſtock
eine Rolle ſpielte, in die Oeffentlichkeit gezogen wurden, hat
das Reichsgericht in Leipzig das Urteil des Landgerichts von
Potsdam aufgehoben. Nach dieſem Urteil waren Arendt ſowie
der Geſchäftsführer des Kleinen Jonrnals und die Redgkteure
Neißer und Schievelkamp wegen Beleidigung des Rechts-
anwalts Roſenſtock zu Geldſtrafen verurteilt worden. Die
Sache wurde an das Landgericht Prenzlau zurückgewieſen.

Gieiwitz. Die Frau des Holzhauers Hein aus Latſcha bei
Kiefernſtädtel entfernte ſich eine Zeitlang aus ihrer Wohnung,
unterdeſſen ihre drei Kinder im Alter von ö Monaten, 3 und
5 Jahren in der Stuhe einſchließend. Ein Kind kam dem
Ofen zu nahe, wo es Feuer fing: es warf ſich auf das Bett,
welches ebenfalls verbrannte. Als die Mutter zurückkehrte,
fand ſie die Stube voll Rauch und die beiden
jüngſten Kinder erſtickt, während das älteſte noch Lebens-
zeichen von ſich gab.

Bochum. Die hieſige Strafkammer verurteilte den Maurer
Pfeffer aus Wannen bei Witten wegen Mißhandlung
ſeiner Frau und Blutſchande zu 12 Jahren Zucht-
haus und 10 Jahren Ehrverluſt.

hHD cmSozialdemokratiſcher Verein Zeitz.
Dienstag den 4. Februar abends S Uhr in Schindlers Reſtaurant

Gartenſtrafßze

VersammI um g-
Tagesordnung: 1. Vortrag über Kriſe und Arbeiterſchaft.

4. Verſchiedenes.2. Abrechnung vom 4. Quartal. 3. Geſchäftliches. 4
Alle M werden um ihr Erſcheinen erſucht.
Gäſte ſind willkommen. Der Vorſtand.

berhauſ Fhelulß, Jn ſeinem Pferdeſtall wurde derAlthändler oll erhängt au S Jet iſt ſeine
Frau und ihr Geliebter, Namens Marwick, verhaftet wor-den. Man nimmt an, daß Marwick den Scholl zu Boden ge
lageß und das Paar den Veſinnungsloſen gemeinſam aufge-

ängt hat.
Stuttgart. Wegen Söttlichkeitsverbrechens, began-gen an Eingern unter 14 Jahren. wurde der verheiratete Se-

kretär königl. Hofmarſchallamts, Johann Knapp, zu drei
Jahren Zuchthaus und drei Jahren Ehrverluſt verurteilt.

Nürnberg. Der frühere Rechtsanwalt Robert Hahn wurde
von der Strafkammer wegen Veruntreuung von über 3000
Mark zu 9 Monaten Gefängnis verurteilt, wovon 2 Monate
auf die Unterſuchungshaft abgerechnet wurden. Der Ange-
klagte, der flüchtig gegangen und in Wien verhaftet worden
war, war geſtändig.

Vermiſchtes.
Zur Erzeugung von Elektrizität durch Wind und

Meeresbewegung iſt von einer rheiniſchen Geſellſchaft mit
beſchränkter Haftung in der Nähe des Badeortes Büſum an
der holſteiniſchen Weſtküſte verſuchsweiſe eine elektriſche
Leuchtboje ausgelegt worden, in welcher die zur Speiſung
der Flamme nötige Elektrizität durch die Wellenbe Vaantdes Meeres erzeugt werden ſoll. Von derſelben Geſellſchaft iſt
ferner bei Büſum ein durch einen Wind motor, betriebenes
Leuchtfener verſuchsweiſe hergeſtellt worden. Erfahrungen
über dieſe Verſuche liegen noch nicht vor.

Ein tenures Vergnügen. Wie der Pariſer Matin ſchreibt,
ſchätzt eine auf offizielle Angaben baſierte Berechnung die Koſten
der Krönung König Eduards VII. auf mehr als
100 Millionen Francs. Mehr als 20 Millionen werden
nur für Roben und Koſtüme für die großen Pairs und ihre
Gattinnen, für den hohen Adel und die Würdenträger aus-
gegeben. Ein Kredit von 25 Millionen Francs iſt für den
Empfang aller Könige und Fürſten und aller außerordentlichen
Geſandten aus allen Ländern ausgeſetzt. Ebenſo ſind 25 Milli-
onen für die Bankette und Feſtlichkeiten im ganzen Königreich
bewilligt. Ob man ſich amüſieren wird Das weiß man nicht;
aber das eine iſt ſicher, daß man ſehr viel Geld ausgeben wird.

Papſt Leo auf dem Jndex. Aus Rom wird dem Rappel
berichtet: Gelegentlich einer Reviſion der Liſte der von der
Kirche verbotenen Werke hat die Jnderkommiſſion bemerkt, daß
eins der verbotenen Bücher Papſt Leo XIIi. zum Verfaſſer hat.
Jm Jahre 1874, als der Kirchenfürſt ſich noch Joachim Pecci
nannte und Erzbiſchof von Perugia war, veröffentlichte er ein
Buch unter dem Titel: „Ueber das geheiligte Blut der heiligen
Jungfrau.“ Die Kongregation fand darin eine Stelle, die ihr
Ketzerei ſchien, und ſetzte das Buch 1875 auf den J nder. Jm
Jahre 1878 wurde Joachim Pecci zum Papſt erwählt; jedoch
blieb ſein Werk immer noch auf dem Jndex. Man begnügte
ſich, den Namen des Autors zu ſtreichen. Und ſo iſt es bis
heute geblieben.

Eine fürchterliche Boa herrſcht ſeit Sonntag nacht im
Hafengebiet von Trieſt. Sechs Dampfer, welche hätten aus-
laufen müſſen, ſind daran gehindert. Jm Freihagfengebiet
wurden die Ladungs- und Löſchungsarbeiten auf den Dampfern
ſuſpendiert. Der Boaſturm erſtreckt ſich bis Luſſin. Jm ſüd-
lichen Dalmatien herrſcht ſtarker Sirocco, der die Wirkung
eines außerordentlichen Luftdrucks im Norden und einer ſtarken
Depreſſion im Süden iſt. Auch aus anderen Hafengebieten
wird von fürchterlichen Stürmen gemeldet.

Bollſtändig niedergebrannt iſt das große Militärdepot
in Kragujewatz bei Belgrad. Der Schaden wird auf über eine
Million geſchätzt.

Eine Heine-Gedenktafel ſoll im Bremer-Ratskeller an-
gebracht werden. Wie man aus Bremen meldet, hat der
Litterariſche Klub Bremen beſchloſſen, eine Heinrich Heine-
Gedenktafel in Bronze herſtellen zu laſſen und deren Aus-
führung dem Künſtler F. W. Heine anvertraut. Senat und
Bürgerſchaft werden erſucht, die Anbringung der Tafel im
Ratskeller zu genehmigen. Bekanntlich hat Heine den Bremer
Ratskeller am Ende ſeiner Nordſeebilder verewigt.

Hermann Heijemann, der holländiſche Dichter, deſſen
Drama Hoffnung bei der Aufführung in Berlin ſtarke Ein-
drücke hinterließ hat ein neues Stück, Ora et labora, ge-
ſchrieben, das in den bäuerlichen Bevölkerungskreiſen Hollands
ſvielt. Das neue Werk iſt von der Niederländiſchen Schauſpiel-
Vereinigung zur Aufführung angenommen worden.

Ballonnnglück. Am Sonnabend ſtieg in Berlin der
Militärballon Berſon mit Hauptmann Bartſch v. Sigsfeld und
Dr. Linke auf, um eine kurze Expedition zu unternehmen.
Von dem ſtarken Winde wurde er aber bis über Antwerpen
getrieben. Als der Ballon die Schelde überſchritten hatte,
wurden die beiden Jnſaſſen herausgeſchleudert. Linke kam mit
leichten Abſchürfungen davon, der Hauptmann erlitt einen
Schädelbruch und war ſofort tot. Dr. Linke hatte dann, ehe er
ſich ins Hotel begeben konnte, noch ein Renkontre mit der
Polizei, das ihn ſtark an deutſche Verhältniſſe erinnert haben
muß. Gendarmen brachten ihn nach der Polizeiwache, wo er
drei Stunden zubringen mußte, obgleich er ſeine Papiere vor-
gezeigt hatte. Man hatte ihm ſogar Eſſen verweigert, trotzdem
er ſeit 6 Uhr früh nichts zu ſich genommen hatte. Man er-
laubte ihm nicht, ein Telegramm an die Familie des Ver-
unglückten abſenden zu laſſen auch verweigerte man ihm den
Arzt. Erſt nachdem der deutſche Generalkonſul Pritſch und
der Vizekonſul von Häften erſchienen war, wurde ihm erlaubt,
einen Arzt zu konſultieren. Der Verletzte hat geſtern nachmittag
bereits ſeine Reiſe nach Berlin angetreten. Die Leiche des
Verunglückten von Sigsfeld wird heute nach Berlin geſchafft
werden. Das Luftſchiff iſt ziemlich unverſehrt und befindet ſich
mit allen Jnſtrumenten in Zwyndrecht.

Ein ſchweres Jagdunglück ereignete ſich bei Arras, Graf
Depas ſtreckte bei der Wildichweinigad ein Tier nieder, die
Kugel durchſchlug den Kopf des Tieres und traf die Gräfin
Mesre-Devpas, welche nach wenigen Minuten verſchied.
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Ueber die Vern einer aulſchen Druppe von
209 Soldaten meldet Reuters aus Yokohama: Eine
Truppenabteilung von 210 Mann unter einem Major, welche
am 23. d. M. von Aomori im Norden der Jnſel aus einen
Marſch im Schnee unternahm, verlor den Weg und erlag der
Kälte im tiefen Schnee. Nur ein Mann konnte ſich retten.

Letzte Nachrichten.
Berlin, 3. Februar. Nach einem Telegramm aus Lyck

(Oſtpr.) ſind infolge Genuſſes von in Rußland eingekauftem
Schweinefleiſch in der Ortſchaft Gollubien (Kreis Oletzko)
eine ganze Anzahl Perſonen an Strychnoſe erkrankt. Eine
Perſon iſt bereits geſtorben.

Kaſchan, 3. Februar. Ein aus ca. 30 Arbeitern beſtehen-
der Trupp von Arbeitern, der ſich auf der Station Forro Euzs
ungebührlich benahm, griff die erſchienenen drei Gen-
darmen mit Aexten an, worauf die Gendarmen zu den
Waffen griffen. Vier Arbeiter wurden getötet, die
übrigen flüchteten.

Newyork, 3. Februar. Hieſige Blätter betrachten den Aus-
bruch einer Revolution auf Kuba als bevorſtehend, falls
die Vereinigten Staaten ſich weigern ſollten, die Forderungen
der Kubaner zu bewilligen. Die letzten Telegramme der ameri-
kaniſchen Beamten ſind in äußerſt peſſimiſtiſchem Tone gehalten.
Die Blätter fordern den Senat auf, die Jnitiative zu ergreifen,
um die Forderungen bei der Regierung durchzuſetzen.

London, 3. Februar. Die Arbeiterinnen der Graſſchaften
Yorkſhire und Cheſhire? haben eine Petitionsbewegung
ins Werk geſetzt. Jn einer ſolchen Petition fordern ſie Teil-
nahme an den Parlamentswahlen.

Der Sturm dauert fort die Verbindungen mit dem Feſt
land ſind noch immer unterbrochen.

Briefkaſten der Redaktion.
Gr., Halle. Wir haben Jhre Zuſchrift dem Vorſitzenden

der hieſigen Filiale des Verbandes der Barbier und Friſeur-
gehilfen übergeben. Er wird die entſprechende Berichtigung der
Liſte vornehmen.

Abrechnung des Arbeitervereins Querfurt-Thaldorf.
Einnahme: Einſchreibegeld und Beiträge 105.40 Mk. Aus

gaben Jnſerate, Referate, Unterſtützungen 46.20, diverſe dem
Diſtrikt Thaldorf geſchenkte Bücher 59.20, zuſammen 105.40 Mk.

Für die Richtigkeit:
Rath. Wolf. Auert. Koch.

Standesamtliche Nachrichten.
Halle (Nord, Burgſtr. 38), den 1. Februar.

Aufgeboten: Arbeiter Richter und Marie Kirchhof (Köthe
nerſtraße 6 und Petersbergſtraße 46). Fleiſcher Traenkner undMarie Kühne (Steinweg 39 und Lgſontaelteaße 30). Referen

dar Denervaud und Gertrud Liepe (Leipzig und Wittekind-
ſtraße 10).

Arbeiter Friedrich und Marie KleiderEheſchliefzungen:
(Advokatenweg 16). Staatsanwaltſchaftsrat Dr. jur. Kloß und
Elfriede Kayſer Burgſtraße 42 und Marktplatz 17). uſiker
Gätzſchmann und Marie Fuchs (Geiſtſtraße 27 und Heinrich-
ſtraße 2). Schloſſer Voigt und Meta Rothe geb. Hoffmann
Ceopoldſtraße 34 und Charlottenſtraße

Geſtorben Bergmanns Weſemeyer Ehefrau, 51 J. (Am
Kirchthor 21). Weißgerbers Böhring Ehefrau, 43 J. (Diako-
niſſenhaus).

Halle (Süd, Steinweg 2), den 1. Februar.
Aufgeboten Schmied Kummer und Anna Hulmſtock (Stein

weg 13 und Ranniſcheſtraße 6). Kaufmann Streifler u. Marie
Martin Weidenplan 24 und Meckelſtraße 14). Refſtaurateur
Steuber und Frida Engelmann (Halle a. S. und Brandis).

Eheſchließungen: Polizei Sergeant Lungerhauſen und
Minna Liſting (Raffinerieſtraße 4 und Wittekindſtraße 11).
Buchbindermeiſter Elſter und Lina Weßling (Graſeweg 7). Ar
beiter Schubert und Martha Nilius (Liebenauerſtraße 162 und
Böllbergerweg 1). Beamte Stolze und Elfriede Theinhardt
(Stötteritz und Dryanderſtraße 2). Schloſſer Liebelt und Anna
Püſchel (Meckelſtraße 6 und Krukenbergſtraße 10). Oberkellner

Martha Friedrich (Götheſtraße 39 und Martha-
traße 21).
Geboren Kaufmann Leuſentin S. (Große Steinſtraße 40).

Kriminalſergeant Weigel T. (Jakobſtraße 40 a). Arbeiter Spieß
T. (Böllbergerweg 10). Arbeiter Hoppe S. (Hirtenſtraße 10.
Eiſendreher Graf T. (Wolfſtraße 20). Arbeiter Blume S.
(Schmiedſtraße 26). Kaufmann Franke S. (Halberſtädter-
ſtraße 5).

Geſtorben: Jnvaliden Waldheim T., 10 M. (Kellner-
ſtraze 16). Hoboiſt Mönch, 26 J. Lazarett). Maurer Werner,
25 J. (Siechenanſtalt). Arbeiter Schröter, 58 J. Klinik). Fuhr-
werksbeſitzers Hartmann Ehefrau, 61 J. (Klinik).

Arbeiter Sekretariat, Halle a. S.,
Geiſtſtraße 21, 1. Hof rechts.

Geöffnet nur Werktags von 91
und 4-8 Uhr.

Sonnabend nachmittag geſchloſſen.
Unentgeltliche Auskunftserteilung in gewerblichen Streitig

keiten über Kranken-, Unfall-, Alters- und Jnvalid:täts Ver
ſicherung, über Arbeiterſchutz, Vereins- und Verſammlungsrecht,

ſowie über das Fabrikinſpektorat u. ſ. w.
Verantwortlicher Redakteur: A, Weißmann in Halle

Verband der Bau Erd und gewerbl. Hilfsarbeiter e
Deutſchlands. Zahlſtelle Halle a. S.

Dienstag den 4. Februar abends S Uhr im „Engliſchen Hof“
Gr. Berlin 14

Mitglieder Versa mung
Tagesordnung: 1. Jn welche Organiſation gehören permanente S

Bauarbeiter 2. Schluß der Statutenberatung. 3. Verbandsangelegenhbeiten. S D.
Pflicht aller Mitglieder iſt es, der wichtigen Tagesordnung wegen

pünktlich zu erſcheinen.
Mitgliedsbuch iſt mitzubringen. Der Bevollmächtigte.

a großes Schlachtefeſt.
Von früh 8 Uhr an Wellfleiſch. Abends div. Wurſt

„„„und Suppe.
Für gewütliche Unterhaltung iſt geſorgt.

Dienstag den 4. Februar 1902

Kittelmanns Restaurant ſtadt -Teuter Halle es.

Bu n ſtr abends 7 Uhrgge nhagen aße 142. Vorſt i. P.-Ab. 100. Abonn. Vorſt.

Dienstag 2. Viertel. Farbe gelb.
Samſon und Dalila.

Mittwoch den 5. Februar 1902
Abends 7 Uhr:

2. Sonder-Vorſtell. bei aufgehobenemDer Obige.

5

mehrer

w. S RA uDienstag den 4. ryebrua

mit humoriſtiſcher Unterhaltung.
Es ladet Freunde und Genoſſen ein

Verlag und für die Anſerate perantworttich Auguſt Groß Druck der Halleſchen GenoſſenſchaftsBuchdruckerei (E. G. m. b. H. Halle a. S.

groſgerznrrruuuüä
Fr. Eimer

II. FCIICAm. Leipzigerſtr. S7.
Kauſhaus I. Ranges.

onnement.

Alt- Heidelberg.
Dankſagung.

end. Sage hierdurch allen denen, welchepottbillig. den Sarg meines lieben Mannes, des
Steinmetzen Hermann Kupfernagel

so reichlich mit Blumen schmückten
sowie denen, welche ihm das letzte
Geleit gaben, ferner den Mitgliedern

friſche Ladung, äußerſt billigſt. Da
Feigen, Datteln rc.

m B. Schurig,
Comptoir u Lager Gr. Märkerſtr. 13.

ereerrrrerrE m

wieder vorrätig in der

Volksbuchhandlung,

der Zentralkrankenkasse der TCischlerReſtaurant u Coffer Schnehzers Höh. Kgrtetfinen Ganzvalefür20f. n t
Die trauernde Witwe

Wilhelmine Kupfernagel.
(Unaufgeklärter Weise ist am Freitag das

Manuskript zur Codesanzeige abhanden ge
kommen.)Geiſtſtraße 21.
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